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Als die Arbeiterbewegung im ausgehenden 19. Jahrhundert 
entstand, gab es so etwas wie gesellschaftlichen Zusammen-
halt nicht. Zusammenhalt entwickelte die Arbeiterbewegung 
dann in sich selbst, Brüderlichkeit ist einer ihrer Grundwerte, 
Solidarität sagt man dazu heute. Obwohl der Staat ihre Vor-
kämpfer verfolgte und ihre Organisationen dann auch verbot, 
wandten sie sich nicht gegen den Staat. Im Gegenteil: Dieser 
war für Ferdinand Lassalle – einen der Gründer des Allgemei-
nen Deutschen Arbeitervereins – dazu da, diese Solidarität un-
ter denen zu organisieren, aus denen er sich zusammensetzte, 
die berühmten „unteren 90 Prozent“, für die er angetreten war. 
Soziale Demokratie heißt von Beginn an auch ein starker Staat, 
in dem niemand zurückgelassen wird, der auf Eigenverantwor-
tung setzt, aber gleichzeitig auch auf die  Verantwortung der 
Gemeinschaft.  
 
Unzweifelhaft ist auf der Strecke mehr erreicht worden, als 
sich das die Gründer und die Generationen danach erhoffen 
konnten. Gleichzeitig sind Dinge offen und unerfüllt geblie-
ben und  darüber hinaus gibt es, wie auch jedes private Leben 
zeigt, Veränderungen – und die bringen wiederum neue  
Fragen mit sich oder werfen die alten neu auf. Für den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt muss eben immer wieder neu 
gearbeitet werden.

Mindestens drei gesellschaftliche Themenfelder sind dabei ent-
scheidend: Bildungspolitisch werden in unseren Schulen bereits 
in jungen Jahren Chancen verteilt – und zwar ungleich. Das 
beeinflusst zweitens maßgeblich die Möglichkeiten bei Ausbil-
dung und Arbeit. Drittens ist die Frage des Zugangs zu er-
schwinglichem Wohnraum in den letzten Jahren brisant gewor-
den, so dass hier in manchen Beiträgen bereits die neue soziale 
Frage unserer Zeit verortet wird. 

Unter dem Motto „Für ein besseres Morgen“ hat die Fried-
rich-Ebert-Stiftung hierzu nun drei Studien erarbeiten lassen.1 
Wir lesen von konkreten Lösungsansätzen, beispielsweise vom 
längeren gemeinsamen Lernen aller Kinder, dem Recht, Berufs-  

1	 Bei diesen Studien nter dem Obertitel „Was uns zusammenhält“ han- 
delt es sich um: Nina Kolleck (2020): Wie erreichen wir mehr Teilha-
bechancen in unseren Schulen. Matthias Knuth (2020): Wie erreichen 
wir mehr Teilhabechancen bei Ausbildung und Beschäftigung? Martin 
zur Nedden (2020): Wie erreichen wir mehr Teilhabechancen auf dem 
Wohnungsmarkt?

Vorwort
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und (Hoch)schulabschlüsse nachholen zu können, den öffentli-
chen Dienst diverser zu gestalten oder vom Erfordernis einer 
neuen gemeinwohlorientierten Bodenpolitik als Voraussetzung 
für günstigen Wohnraum. Dies alles sind Mosaiksteine für den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Es geht um gleiche Zugänge, 
gleiche Teilhabe, gleiche Aufstiegschancen, unabhängig von 
Herkunft, Geschlecht, Religion oder anderen Merkmalen. Ge-
sellschaftlicher Zusammenhalt erfordert den Einsatz für soziale 
Gerechtigkeit, der in den Studien entlang dreier zentraler Politik-
felder durchbuchstabiert wird.

Eine Politik der sozialen Gerechtigkeit ist gleichzeitig ihrerseits 
auf einen gewissen gesellschaftlichen Zusammenhalt ange-
wiesen, der sich auch aus anderen Quellen speist. Was hält uns 
denn zusammen? Das ist die große Preisfrage unserer Zeit. Das 
rechte politische Spektrum sagt: die Nation. Damit meinen sie 
„das Volk“ in einer Bedeutung, wie sie auch die Nationalsozia-
listen verwendet haben. Das so bezeichnete „Volk“ ist in die-
sem Verständnis nur teilidentisch mit der ansässigen Bevölke-
rung, die sich zwischenzeitlich zu bald einem Viertel aus 
Menschen zusammensetzt, von denen ein Elternteil oder bei-
de von Geburt her nicht die deutsche Staatsangehörigkeit hat-
ten. Wiederum etwa die Hälfte dieser Personen besitzt die 
deutsche Staatsangehörigkeit und fragt sich, ob man damit 
dann eigentlich dazugehört, wenn von Wir oder von Zusam-
menhalt in Deutschland gesprochen wird. Irgendwie doch 
nicht so richtig.  
 
Das linke politische Spektrum versammelte sich bislang am 
ehesten hinter Jürgen Habermas und seinem Konzept des Ver-
fassungspatriotismus. Doch es blieb unklar, wie man dieses mit 
Leben, also auch mit Gefühl verbinden konnte. Dabei ist die  
Aussage, dass es in der Politik auf Fakten ankomme, nicht gegen 
Gefühle gerichtet, sondern gegen gefühlte Fakten, die nicht  
der Wirklichkeit entsprechen. Martha Nussbaum betont in ihrem 
Werk Politische Emotionen (Suhrkamp 2014) zu Recht, dass  
es notwendig sei, „die Herzen der Bürger anzusprechen und 
starke Gefühle für die gemeinsamen Aufgaben zu wecken“.  
 
Was sind eigentlich diese gemeinsamen Aufgaben? Dazu fehlt 
es an Orientierung. Und was macht sie zu gemeinsamen Auf-
gaben? Doch wohl, dass sie den vielen nutzen, nicht den weni-
gen. In der Tradition Ferdinand Lassalles braucht es für die  „un-
teren 90 Prozent“ auch heute wieder attraktive Ziele und 
Menschen, die sie entwickeln, mitreißend für sie werben und 

zu Dialog und Mitverantwortung einladen. Es braucht  wieder 
den Mut zur Vision, darunter wird es nicht gelingen. Gegen das 
Mantra von der angeblich so guten alten Zeit, die in Wahrheit 
niemand genau zu verorten weiß, hilft nur der Hoffnungsüber-
schuss auf eine bessere Zukunft, ohne den die Linke nicht er-
folgreich sein kann.  

Diese Vision muss sich auf die gute Gesellschaft als Ganzes 
beziehen. Man darf eben nicht in Zielgruppen denken und da-
mit die Kleinteiligkeit einer modernen Gesellschaft auch noch 
kommunikativ abbilden, wenn man Zusammenhalt erreichen 
will. Hier stellt sich gleich die nächste Mammutaufgabe. Nach 
den Jahrhunderten fortschreitender Individualisierung, die uns 
alle freier leben lässt als je eine Generation vor uns, haben wir 
das Stadium eines „radikalisierten Individualismus“ (Andreas 
Reckwitz) erreicht und müssen das Soziale erst einmal neu  
(er-)finden. Es erschöpft sich nämlich nicht in individuellen 
Rechtsansprüchen. Die Beziehungen müssen damit Schritt hal-
ten. Rechte sind etwas, das wir uns wechselseitig zugestehen. 
Sie bedeuten sogleich auch Pflichten, verlangen Einsatz und 
können nicht einfach an Institutionen delegiert werden, die 
über ihre Einhaltung wachen sollen. Rechte machen uns dem-
nach nicht nur freier. Sie funktionieren nur, wenn wir uns an-
schließend füreinander einsetzen, und nicht nur darauf behar-
ren, selbst Rechte zu haben. „Einwilligend in Gebundensein 
erfährst du Freiheit“, hat es Nelly Sachs einmal poetisch formu-
liert. Ein Satz, den keiner, der dem armseligen Konzept eines 
rationalen Nutzenmaximierers anhängt, jemals verstehen kann.  
 
Das Ich funktioniert nicht ohne das Du und aus lauter Ich ent-
steht kein Wir. Zu diesem Verständnis des Sozialen müssen wir 
uns wieder durchringen. Es ist in der Solidargemeinschaft der 
Arbeiterbewegung angelegt. Willy Brandt hat das, worauf es 
ankommt, aus der Wahlkampagne von Kennedy zu übertragen 
versucht, der von „compassion“ gesprochen hatte. Willy Brandt 
hat daraus „Mitleidenschaft“ gemacht. Was uns zusammenhält 
– es ist dieser Kitt an Mitgefühl, Empathie oder  Einfühlungsver-
mögen, eine Vision eines guten Zusammenlebens für alle und 
konkreter Politik für mehr soziale Gerechtigkeit in den wesentli-
chen Feldern wie der Bildungs-, Arbeitsmarkt- und Wohnungs-
politik, wie sie in den vorliegenden Studien vorgelegt wird.

PROF. DR. LARS CASTELLUCCI
Mitglied des Deutschen Bundestags
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1.	

EINLEITUNG

Bildung (Kolleck 2020) und Erwerbsarbeit sind in Arbeitsge-
sellschaften zentral für die Zuweisung sozialer Positionen. 
Wenn diese Positionierungen entlang allgemein wahrgenom-
mener Unterscheidungslinien des Geschlechts, der Herkunft, 
der Region oder des Alters2 deutlich auseinanderklaffen, wird 
dies als ungerecht wahrgenommen, was den Zusammenhalt 
einer Gesellschaft gefährden kann. Arbeit und Bildung sind 
allerdings die beiden sozialen Felder, in denen Menschen un-
terschiedlichster Herkunft über längere Zeiträume in institutio-
nell gerahmte Interaktion miteinander treten und um Kontakt 
weder bitten müssen noch ihn verweigern können. Diese Fel-
der sind folglich auch zentral für die Sozialintegration. 

Analysiert man nun die Zugangs- und Teilhabechancen auf 
dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt, kristallisieren sich schnell 
mehrere Scheidelinien heraus, die diese Chancen unterschied-
lich beeinflussen können. Eine in den letzten Jahren viel disku-
tierte Linie ist die zwischen Geschlechtern. Auch heute noch 
sind Frauen im Durchschnitt – gemessen am Stundenumfang 
und Verdienst – in einer schwächeren Position als Männer. 
Eine zweite Scheidelinie ist die nach dem Bildungsgrad, wobei 
Akademiker_innen hier im Vorteil sind. Auch die Unterschei-
dung nach der Verortung einer Arbeitskraft in Ost- bzw. West-
deutschland spielt weiterhin eine Rolle, wenn es um die Frage 
von Zugang und Teilhabe auf dem Ausbildungs- und Arbeits-
markt geht: Für die Vollzeitentgelte muss hier festgestellt wer-
den, dass es auch dreißig Jahre nach der Wiedervereinigung 
noch merkliche Unterschiede gibt.

Im Verlauf dieser Studie rückt eine vierte Scheidelinie in den 
Fokus, die sich – wie dargelegt werden wird – in den vergan-
genen Jahren am markantesten entwickelt hat: diejenige, die 
zwischen Arbeitnehmer_innen mit bzw. ohne Migrationshin-
tergrund im weiteren Sinne und solchen mit bzw. ohne deut-
sche Staatsangehörigkeit im engeren Sinne unterscheidet. 
Derzeit haben rund 25 Prozent der Bevölkerung in Deutsch-
land einen sogenannten Migrationshintergrund. Insbesondere 
für die erste Generation der Einwander_innen sind der Zu-
gang und die Teilhabe am Arbeitsmarkt entscheidend für die 
Sozialintegration, wobei Spracherwerb sowie Annäherung 
der Sprachperformanz und des beruflichen Habitus wesentli-

2	 Diese Aufzählung ist historisch veränderlich: Neue Diskurse können 
Aufmerksamkeit für weitere Unterscheidungslinien wecken und andere 
zurücktreten lassen.

che Aspekte der Sozialintegration von Zugewanderten dar-
stellen.

Die Wege in den deutschen Arbeitsmarkt und das deutsche 
Ausbildungssystem sind für Zugewanderte vergleichsweise 
schwierig zu finden und zu gehen. Da ist zum einen die 
sprachliche Distanz, die für die meisten die denkbar größte ist: 
Die Herkunftssprachen der Mehrzahl der nach Deutschland 
Eingewanderten und Einwandernden weisen keine nähere 
Verwandtschaft mit dem Deutschen auf, und auch als ehema-
lige Kolonialsprache und Schulfach spielt Deutsch in den  
meisten Herkunftsländern keine Rolle.3 Zum anderen ist der 
deutsche Arbeitsmarkt in einem Ausmaß wie nur wenige an-
dere in der Welt berufsfachlich strukturiert. Das Segment des 
Arbeitsmarktes, das Menschen ohne berufliche Qualifikation 
offensteht, ist klein und schrumpft tendenziell weiter.4 Im Zu-
sammenhang damit noch stärker abgenommen hat der An-
teil von Tätigkeiten, die weitgehend ohne sprachliche Kom-
munikation ausgeübt werden können. 

Der weitaus größte Teil des Arbeitsmarktes ist nach dem Prin-
zip zertifizierter Fachlichkeit organisiert: Für die meisten beruf-
lichen Positionen genügt es nicht, irgendeine mittlere oder 
höhere Bildung bzw. Berufsausbildung zu haben, sondern 
verlangt wird eine fachlich passgenaue, dokumentiert durch 
entsprechende Abschlüsse.5 Einschlägige Berufserfahrung 
wird in aller Regel nicht als Ersatz für einen Abschluss akzep-

3	 Im Unterschied zu den anderen ehemaligen Imperialstaaten Europas 
ist Deutschland bisher kein bevorzugtes Ziel der Zuwanderung aus den 
einstigen kolonial beherrschten Territorien. Das mag mit dem frühen, 
im Versailler Vertrag geregelten Ende der deutschen Kolonialherrschaft 
und der Ablösung durch die Mandatsmächte des Völkerbundes zusam-
menhängen, verweist aber wohl auch auf die Art und Weise, mit der 
die deutsche Kolonialherrschaft ausgeübt wurde, die offenbar wenig 
Anlass zur kulturellen Identifizierung bot.

4	 Der Anteil der Erwerbstätigen mit einem Schulabschluss von maximal 
Sekundarstufe I und ohne Berufsabschluss ist in Deutschland mit zwölf 
Prozent im westeuropäischen Vergleich – nach Finnland – der zweit-
niedrigste. Die relative Erhöhung des Erwerbslosigkeitsrisikos dieser ge-
ring qualifizierten Gruppe gegenüber der Gesamtheit der Erwerbs-
bevölkerung ist mit dem Faktor 2,5 die zweithöchste, nach Schweden 
(Daten für 2017, EU-15, Europäische Arbeitskräftestichprobe, Eurostat- 
Datenbank, eigene Berechnungen).

5	 Folglich haben Bewerber_innen aus Ländern mit weniger berufsspezi-
fisch ausgerichteten Bildungssystemen in Deutschland geringere Ein-
stellungschancen, auch wenn das Qualitätsniveau des Bildungssystems 
gleich ist (Damelang et al. 2019).



6FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG – FÜR EIN BESSERES MORGEN

tiert, sondern zusätzlich erwartet – wobei im Ausland erwor-
bene Berufserfahrung weniger zählt als inländische. Wer ei-
nen beruflichen oder akademischen Abschluss mitbringt und 
dokumentieren kann, muss diese Dokumente übersetzen, 
beglaubigen und anerkennen lassen. 

Die beruflichen Tätigkeitszuschnitte, Ausbildungswege und 
Ausbildungsinhalte unterscheiden sich jedoch von Land zu 
Land, so dass hinter vergleichbaren beruflichen Funktionen 
häufig keine als gleichwertig anerkennbaren Abschlüsse ste-
hen (vgl. 2.6). Als Ergebnis dieser und weiterer Hürden ist fest-
zustellen, dass Ausländer_innen niedrigere Beschäftigungs-
quoten aufweisen als Deutsche und mit höheren Anteilen auf 
dem Tätigkeitsniveau von „Helfer_innen“ beschäftigt sind (2.1), 
überproportional von atypischen Beschäftigungsformen be-
troffen sind und weniger stabile Erwerbsverläufe erfahren 
(2.2), einem höheren Arbeitslosigkeitsrisiko ausgesetzt sind 
(2.3) und weniger verdienen (2.5). Bei anhaltend hoher Ar-
beitskräftenachfrage in der vergangenen Dekade haben sich 
diese Unterschiede überwiegend verstärkt und sind größer 
geworden als in anderen westeuropäischen Ländern, das 
heißt: Ausländer_innen haben vom Aufschwung weniger pro-
fitiert als Deutsche.

Die Strukturierung des Arbeitsmarktes findet ihre Entspre-
chung im Ausbildungssystem, das auf den Arbeitsmarkt vor-
bereitet. Ausbildungsabschlüsse und die Wege dahin sind 
vielfältig gegliedert und institutionell in Teilsystemen versäult 
(3.4.1). Sich in diesem System zu orientieren, ist für Jugendliche 
grundsätzlich schwierig, wird aber zusätzlich erschwert, wenn 
die Eltern mangels eigener Ausbildung oder als Zugewander-
te keine Erfahrungen mit dem deutschen Ausbildungssystem 
haben (3.3). Die Zugänge in die verschiedenen Ausbildungen 
sind in hohem Maße abhängig vom Niveau des Schulab-
schlusses und von den Schulnoten (3.4.2). Soweit das Schul-
system die unterschiedliche Ausstattung mit kulturellem und 
sozialem Kapital durch die Herkunftsfamilien nicht kompen-
siert, kann es nicht überraschen, wenn die berufliche Qualifi-
kation der Bevölkerung entlang der Unterscheidungslinie 
„Migrationshintergrund“ stark differiert (3.1). Entsprechend 
deutlich weichen die Arbeitsmarktchancen voneinander ab. 
Unterschiedliche Wahrscheinlichkeiten, die Ausbildung erfolg-
reich abzuschließen (3.6), und stark differierende Übernahme-
quoten nach erfolgreich abgeschlossener Ausbildung (3.7) 
tragen zu diesem Ergebnis bei.

Über die Differenzierung der Ausbildungsergebnisse nach 
schulischen und beruflichen Abschlüssen hinaus weist aber 
auch vieles darauf hin, dass Diskriminierung aufgrund der Her-
kunft bei der ungleichen Positionierung am Arbeitsmarkt eine 
Rolle spielt. Der empirische Nachweis solcher Diskriminierung 
ist schwierig und aus methodischen Gründen nur für einige 
Stufen der Prozesskette – von der Schule bis zur ausgereiften 
beruflichen Karriere – überhaupt zweifelsfrei möglich. Auf der 
einzelnen Stufe sind die bisher nachgewiesenen Diskriminie-
rungseffekte jeweils nicht dramatisch groß. Zieht man jedoch 
in Erwägung, dass bei Entscheidungen, die andere über den 
Werdegang eines Menschen – in Schule, Ausbildung und Be-
ruf – zu treffen haben, immer mal wieder eine „Prise Diskri- 
minierung“ aufgrund der Herkunft im Spiel ist, sind in der  

Lebensverlaufsperspektive Effekte in durchaus relevanter Grö-
ßenordnung in Rechnung zu stellen.

Die Datenlage zu den beiden hier behandelten Feldern „Aus-
bildung“ und „Arbeitsmarkt“ ist zwar jeweils umfangreich, 
doch sehr unterschiedlich strukturiert. Für die Erwerbstätigkeit, 
ihre Struktur, den erzielten Verdienst sowie die jeweiligen Fak-
ten zur Arbeitslosigkeit lassen sich Entwicklungen über länge-
re Zeiträume betrachten und Vergleiche im EU-Maßstab zur 
Bewertung heranziehen. Zur Identifizierung von Migrant_in-
nen ist dabei jedoch überwiegend nur das Merkmal der 
Staatsangehörigkeit verfügbar, so dass Bildungsausländer_in-
nen und -inländer_innen nicht unterschieden und deutsche 
Staatsbürger_innen mit Migrationshintergrund nicht identifi-
ziert werden können.6 Analysen mit Individualdaten in der 
Längsschnittperspektive von Lebensläufen, die Zusammen-
hänge von Migrationsgeschichte, Bildungsverlauf und Er-
werbskarriere erhellen könnten, sind erst in jüngster Zeit veröf-
fentlicht worden.

Geradezu spiegelbildlich dazu ist die Datenlage zur Ausbil-
dung. Die Versäulung und Ausdifferenzierung des Bildungs- 
und Ausbildungssystems führt zu einem Berichtswesen mit 
aggregierten Statistiken. Deren Zusammenführung zu einer 
„Integrierten Ausbildungsberichterstattung“ ist ein höchst vo-
raussetzungsvolles Unterfangen, bei dem nicht viele Informa-
tionen über die individuellen Merkmale der an Ausbildung 
Teilnehmenden übrigbleiben. Folglich dominieren beim The-
ma „Ausbildung“ Einzeluntersuchungen, die sich jeweils auf 
bestimmte Ausbildungssegmente und Übergangsschritte be-
schränken (z. B. das Einmünden in Ausbildung oder den Ab-
schluss von Ausbildungen) und die mit unterschiedlichen 
Stichproben (z. B. nur Jugendliche mit maximal Hauptschulab-
schluss) sowie unterschiedlich differenzierter Erfassung des 
Migrationshintergrundes arbeiten. Zudem wurden sie nicht 
kontinuierlich wiederholt, so dass konjunkturelle Einflüsse von 
strukturellen schwer zu unterscheiden sind. Manche Studien 
entstanden als Evaluationen von Länderprogrammen und 
sind dann folglich auch regional beschränkt. Die Darstellung 
des Forschungsstandes zur Produktion bzw. Nicht-Kompen-
sation von Chancenungleichheit gleicht insofern der Zusam-
mensetzung eines Puzzles.

Aus diesen Gründen ist dieser Text nicht entlang der Chrono-
logie des Lebensverlaufs, sondern „vom Ergebnis her“ aufge-
baut: Die Darstellung beginnt (Kapitel 2) mit den Positionie-
rungen von Ausländer_innen am Arbeitsmarkt, wobei auch 
immer wieder andere Unterscheidungslinien – unter anderem 
in der Dimension „Gender“ – vergleichend herangezogen 
werden. In Kapitel 3 wird gefragt – eingegrenzt auf den Teil 
der Bevölkerung mit Migrationshintergrund, der als Bildungs- 
bzw. Ausbildungsinländer_innen zu betrachten ist –, wie un-
gleiche Positionierungen im Erwerbssystem durch das Ausbil-
dungssystem vorbereitet werden. Auch hier werden über den 
Migrationshintergrund hinaus weitere Differenzierungslinien 
vergleichend herangezogen.

6	 Diese Studie beruht ausschließlich auf öffentlich zugänglichen, aggre-
gierten Statistiken; eigene Auswertungen mit Individualdaten waren in 
diesem Rahmen nicht möglich.
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Die Eingrenzung des betrachteten Personenkreises in Kapitel 
3 verweist auf eine Lücke der Darstellung wie der Forschung: 
Über die Erwerbsverläufe von Menschen, die als Erwachsene 
nach Deutschland gekommen sind, über die Bedingungsfak-
toren ihrer Positionierung und über verpasste Chancen sowie 
unausgeschöpfte Potenziale wissen wir – abgesehen von der 
Problematik der Anerkennung mitgebrachter Berufsabschlüs-
se (vgl. 2.6) – noch relativ wenig.7 Hier ist zu hoffen auf künfti-
ge weitergehende Analysen mit der IAB-SOEP-Migrations-
stichprobe (Brücker et al. 2014a), dem IAB-BAMF-SOEP- 
Flüchtlingspanel (Brücker et al. 2016b) sowie dem Nationa- 
len Bildungspanel (NEPS). Die Studie schließt ab mit Vorschlä-
gen für eine bessere Praxis (Kapitel 4) und einem Resümee 
(Kapitel 5).

7	 Das gilt jedenfalls für quantitativ repräsentative Darstellungen. Qualita-
tive Untersuchungen, biografische und autobiografische Zeugnisse so-
wie die literarische Verarbeitung von migrantischen Lebenserfahrungen 
nehmen zu und bieten vielfältige Heuristiken für die quantitative For-
schung.
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Die in diesem Kapitel verwendeten amtlichen Statistiken ha-
ben den Vorteil, dass Entwicklungen über die Zeit bis an den 
aktuellen Rand verfolgt werden können. Ihr Nachteil ist, dass in 
aller Regel nur die Staatsangehörigkeit und nicht der Migrati-
onshintergrund in einem erweiterten Sinne als Merkmal  
vorliegt.8 Schließlich ist darauf zu verweisen, dass alle diese 
Statistiken nur die jeweiligen inländischen Beschäftigungsver-
hältnisse oder Selbstständigkeiten von Ausländer_innen aus-
weisen. Entsandte Arbeitnehmer_innen tauchen darin ebenso 
wenig auf wie mobile Arbeitnehmer_innen, die beträchtliche 
Anteile ihrer Arbeitszeit auf deutschen Autobahnen verbrin-
gen, oder formal selbstständige Pflegekräfte, die jeweils einige 
Monate in deutschen Haushalten verbringen, ohne ihren 
Wohnsitz in Deutschland zu haben. Folglich dürfte das, was 
die folgenden Statistiken an Benachteiligungen zeigen, als 
eher untererfasst zu betrachten sein, da die Platzierung der 
Personen in dem umschriebenen Graubereich überwiegend 
ungünstiger sein dürfte.

2.1	  BESCHÄFTIGUNGSQUOTE UND 
TÄTIGKEITSNIVEAU

Die Beschäftigungsquote einer Bevölkerungsgruppe setzt die 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten dieser Gruppe ins 
Verhältnis zur Bevölkerung derselben Gruppe. Die Beschäfti-
gungsquote von Ausländer_innen ist schon seit langem nied-
riger als die von Inländer_innen (Abbildung 1). Der vermehrte 
Zuzug von Geflüchteten hat diesen Abstand 2016 noch etwas 
vergrößert; seitdem sorgen die Fortschritte bei der Arbeits-
marktintegration der Geflüchteten für eine Wiederannähe-
rung. Die seit Jahren anhaltende starke Nachfrage nach Ar-
beitskräften wirkt sich auf alle betrachteten Gruppen günstig 
aus, aber nicht im gleichen Maße.

8	 Bei den auf der Europäischen Arbeitskräfteerhebung (Deutschland: Mik-
rozensus) beruhenden Daten ist zwar teilweise die Geburt in einem an-
deren als dem derzeitigen Aufenthaltsland verfügbar, aber nicht für alle 
hier betrachteten Merkmalskombinationen. Deshalb wurden auch die 
Eurostat-Daten nur im Hinblick auf die Staatsangehörigkeit des jewei-
ligen Landes genutzt, zumal die eigene Wanderungserfahrung (in ei-
nem anderen Land geboren) auch nur einen Teil dessen umfasst, was in 
Deutschland gemeinhin unter „Migrationshintergrund“ verstanden wird.

Die Beschäftigungsstruktur, betrachtet nach dem Niveau der 
Tätigkeit, ist je nach Staatsangehörigkeit und Herkunft sehr 
unterschiedlich. Bei den Deutschen liegt der Anteil der Helfer-
tätigkeiten stabil bei gut 13 Prozent; bei den Ausländer_innen 
ist er mehr als dreimal so hoch. Aktuell erfolgt der Zugang der 
Geflüchteten zum Arbeitsmarkt zu mehr als der Hälfte über 
Helfertätigkeiten, wodurch die entsprechende Quote der Aus-
länder_innen insgesamt wächst.

Dass der Zugang von Neueinwandernden zum Arbeitsmarkt 
zu großen Anteilen „von unten her“ erfolgt, ist ambivalent zu 
bewerten. Einerseits ist das im internationalen und histori-
schen Maßstab ein relativ normales und zumindest teilweise 
unvermeidliches Phänomen, das zudem die Mehrheit der An-
sässigen – und bei gegebener Tätigkeitsstruktur besonders 
die Mehrheit der Deutschen – vor direkter Konkurrenz be-
wahrt.9 Umso mehr verschärft sich andererseits aber die Kon-
kurrenz im unteren Segment des Arbeitsmarktes, wie ein Blick 
auf die Struktur der Arbeitslosen zeigt.10 

Im Durchschnitt der westeuropäischen EU-Mitgliedsstaaten 
(EU-15) haben Menschen, die im jeweiligen Land Ausländer_
innen sind, eine um gut zehn Prozent geringere Wahrschein-
lichkeit, erwerbstätig zu sein, als die jeweiligen Inländer_innen; 
dieser Nachteil ist in Deutschland mit etwa 17 bis 20 Prozent 
deutlich größer – aber geringer als etwa in Schweden oder 
Frankreich.11 Trotz der starken Arbeitskräftenachfrage in 
Deutschland erreicht die Beschäftigungsquote von Auslän-
der_innen nur den EU-15-Durchschnitt, während die Beschäf-
tigungsquote von Inländer_innen deutlich über dem EU-Durch-
schnitt liegt.

9	 Die Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt durch Geflüchtete ist die ge-
ringste von sieben erfragten Sorgen in der Bevölkerung im Zusammen-
hang mit der aktuellen Zuwanderung (Faus und Storks 2019: 24).

10	 Unter den Arbeitslosen mit deutscher Staatsangehörigkeit ist der An-
teil derer, für die lediglich eine Beschäftigung als „Helfer_innen“ in Frage 
kommt, mehr als dreimal so hoch wie der Helferanteil unter den deut-
schen Beschäftigten, während bei den neu Ankommenden noch keine 
so starke Polarisierung zwischen Beschäftigten und Arbeitslosen statt-
gefunden hat (Bundesagentur für Arbeit – Statistik 2019b).

11	 Laut Eurostat und eigenen Berechnungen, beschränkt auf die Bevölke-
rung im Alter von 20 bis 64 Jahren. In diesen international vergleichba-
ren Daten gibt es nur das Merkmal „erwerbstätig“, nicht „sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt“.

2.	

WIE STEHT ES UM TEILHABECHANCEN  
AUF DEM ARBEITSMARKT?
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Abbildung 1
Sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsquoten und Helferanteile an Beschäftigten,  Deutsche / Ausländer_innen allg. / 
Asylherkunftsländer, Bevölkerung im Alter von 15 bis unter 65 Jahre, 2015–2018, jeweils Juni

Quelle: Eurostat, eigene Berechnungen
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Abbildung 2
Verhältnis der Befristungsquoten (Beschäftigte 20 bis 64 Jahre) nach Staatsangehörigkeit und Geschlecht: Deutschland  
im EU-15-Vergleich 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit – Statistik 2019b, eigene Berechnungen
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tigt wie Staatsangehörige, während die Befristung in Deutschland für Nichtstaatsangehörige nur 40 Prozent  
häufiger war.
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2.2  	BESCHÄFTIGUNGSFORMEN UND 
BESCHÄFTIGUNGSSTABILITÄT

Wie sind Nichtstaatsangehörige betroffen von bestimmten – 
vom vollzeitigen, unbefristeten und sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigungsverhältnis abweichenden – Erwerbsfor-
men relativ zur Betroffenheit der jeweiligen Inländer_innen? 
Generell sind in den EU-15-Ländern Nichtstaatsangehörige 
stärker in befristeter Beschäftigung (Abbildung 2) tätig als die 
jeweiligen Staatsangehörigen. Dabei ist der Abstand zwischen 
den Geschlechtern in den EU-15 relativ groß – die nichtstaats-
angehörigen Männer sind im Vergleich zu den staatsangehö-
rigen weitaus stärker betroffen als die Frauen –, während die-
ser Unterschied in Deutschland geringer ausgeprägt ist. 
Bemerkenswert ist jedoch die Entwicklung über die Zeit: War 
nach 2008 die Benachteiligung von Nichtstaatsangehörigen 
durch befristete Beschäftigung in den EU-15 zunächst stärker 
als in Deutschland, hat sich dieses Verhältnis ab 2014/2015 
umgekehrt. In Deutschland dagegen sehen wir einen Trend 
der zunehmenden „Befristungsbenachteiligung“ von Nicht-
deutschen über den gesamten betrachteten Zeitraum – diese 
Entwicklung lässt sich also nicht allein zurückführen auf die 
verstärkte Zuwanderung ab 2014/2015.

In gleicher Weise kann man mit Eurostat-Daten die Teilzeitquo-
ten von Staatsangehörigen und Nichtstaatsangehörigen zwi-
schen Geschlechtern und Ländern – für Deutschland unter 

Einschluss von Minijobs12 – vergleichen (ohne Abbildung). 
Frauen, die nicht die Staatsangehörigkeit des jeweiligen Auf-
enthaltslandes haben, sind in den EU-15-Ländern insgesamt 
um etwa zehn bis 15 Prozent stärker von Teilzeitarbeit betrof-
fen als die jeweils staatsangehörigen Frauen; die Werte für 
Deutschland, die bis 2012 etwas höher lagen, haben sich seit-
dem auf dem EU-Niveau eingependelt. Männer mit ausländi-
scher Staatsangehörigkeit im jeweiligen Aufenthaltsland sind 
dagegen erheblich stärker von Teilzeitarbeit betroffen als die 
jeweils staatsangehörigen Männer. Diese Mehrbetroffenheit 
ist in Deutschland ausgeprägter als in den EU-15-Ländern, 
zeigt aber insgesamt einen abnehmenden Trend, weil die Teil-
zeitquoten der einheimischen Männer in den letzten Jahren 
schneller steigen als die der ausländischen.

Zur Darstellung der Leiharbeit müssen wir uns auf Daten der 
Bundesagentur für Arbeit beschränken, da Eurostat dieses 
Merkmal nicht in Kombination mit der Staatsangehörigkeit 
ausweist. Leiharbeit ist in Deutschland eher eine Beschäfti-
gungsform der Männer, aber bei beiden Geschlechtern sind 
Nichtdeutsche etwa dreimal so stark betroffen, und das mit 
steigender Tendenz und etwas stärkerer Ausprägung bei den 
Frauen als bei den Männern (Abbildung 3). Dabei dürfte eine 

12	 Nach den Daten der Bundesagentur für Arbeit liegt die Minijob-Quote 
der Nichtdeutschen nur unwesentlich höher als die der Deutschen, wes-
halb auf eine gesonderte Darstellung verzichtet wird.

Abbildung 3
Anteil von Leiharbeitnehmer_innen an den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, 2015–2018

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Leiharbeitnehmer und Verleihbetriebe, halbjährliche Veröffentlichungen, jeweils Tabelle 1.4; eigene Berechnungen
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Rolle spielen, dass der Arbeitsmarktzugang von Geflüchteten 
oft nur über die Leiharbeit erfolgt: Arbeitgeber_innen delegie-
ren ihre Unsicherheit bezüglich der Bleibewahrscheinlichkeit, 
der Qualifikation und der sozialen Passung an den Personal-
dienstleister und verstärken dadurch die rechtliche und soziale 
Ausgrenzung der Menschen aus dem betrieblichen Zusam-
menhang.

Dass Nichtdeutsche mehr in Beschäftigungsformen zu finden 
sind, die vom „Normalarbeitsverhältnis“ abweichen, schlug 
sich bereits in den 1980er und 1990er Jahren in ihrer ver-
gleichsweise höheren Fluktuation und geringeren Beschäfti-
gungsstabilität (Erlinghagen und Knuth 2005) sowie einem 
höheren Arbeitslosigkeitsrisiko nieder (Kogan 2004). Die jährli-
che Beendigungsrate13 sozialversicherungspflichtiger Beschäf-
tigungsverhältnisse lag schon 2013 für nicht deutsche Männer 
doppelt so hoch wie für deutsche Männer und für nicht deut-
sche Frauen 1,8-mal so hoch wie für deutsche Frauen  
(Tabelle 1). Bis 2018 haben sich diese Mehrbetroffenheiten der 
Nichtdeutschen im Verhältnis zu Deutschen auf rund 2,8 
(Männer) und 2,3 (Frauen) erhöht.

13	 Die Beschäftigungsstatistik gibt keine Auskunft über die Art und Weise 
bzw. die Gründe der Beendigung, das heißt, die Beendigungsrate bildet 
nicht unmittelbar das Kündigungsrisiko ab.

Tabelle 1
Jährliche Beendigungsraten* sozialversicherungspflichtiger Beschäftigungsverhältnisse

* Anzahl beendeter Beschäftigungsverhältnisse im Verhältnis zum Jahresdurchschnittsbestand an Beschäftigungsverhältnissen: Die Gesamt-
zahl der jährlichen Beendigungen macht etwa ein Drittel des Gesamtbestandes aus (erste Zeile der Tabelle) – dieses Niveau ist in langjähriger 
Betrachtung sehr stabil (Erlinghagen 2017).

insgesamt 2013 2014 2015 2016 2017 2018

0,303 0,306 0,309 0,305 0,332 0,307

deutsche
Männer 0,289 0,289 0,289 0,280 0,294 0,263

Frauen 0,270 0,269 0,273 0,268 0,277 0,252

nicht deutsche
Männer 0,600 0,611 0,617 0,622 0,765 0,734

Frauen 0,500 0,509 0,512 0,515 0,612 0,586

nicht deutsche  
im Verhältnis zu 

deutschen

Männer 2,1 2,1 2,1 2,2 2,6 2,8

Frauen 1,9 1,9 1,9 1,9 2,2 2,3

Quelle: Bundesagentur für Arbeit - Statistik 2019c und frühere Jahrgänge; eigene Berechnungen
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Abbildung 4
Arbeitslosenquoten, Arbeitslosigkeits-Zugangsrisiken und Abgangschancen – Deutsche, Ausländer_innen und 
Asylherkunftsländer

Quelle: Bundesagentur für Arbeit - Statistik 2019b, eigene Berechnungen
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Abbildung 5
Relation der Erwerbslosenquoten von Drittstaatsangehörigen und EU-Ausländer_innen jeweils zu Inländer_innen,  
20- bis 64-Jährige, Deutschland und EU-15

Lesehilfe: In Deutschland ist die Erwerbslosenquote von Drittstaatsangehörigen 
im Jahr 2018 mehr als 3,5-mal so hoch wie die von Inländer_innen, während 
dieser Mehrbetroffenheitsquotient im EU-15-Gebiet insgesamt „nur“ knapp  
2,3 beträgt.

Quelle: Eurostat, eigene Berechnungen
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2.3  	ARBEITSLOSIGKEIT / ERWERBS-
LOSIGKEIT

Die anhaltend hohe Nachfrage nach Arbeitskräften hat die Ar-
beitslosenquoten sowohl von Deutschen als auch von Auslän-
der_innen sinken lassen (Abbildung 4).14 Beide Gruppen ha-
ben jedoch nicht in gleichem Maße an der Verbesserung am 
Arbeitsmarkt partizipiert. Das ist wohl vor allem auf neue Zu-
züge im Zusammenhang mit der vollen Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit in der EU und der Fluchtmigration zurückzuführen: Es 
braucht Zeit, bis die neu Angekommenen ihren Platz im Ar-
beitsmarkt finden. Dadurch ist die Mehrbetroffenheit der 
Nichtdeutschen relativ zu den Deutschen sogar noch gestie-
gen. Nicht überraschend, ist das Risiko, aus Beschäftigung oder 
Ausbildung in Arbeitslosigkeit überzugehen, entsprechend 
abgestuft: für Deutsche am geringsten, für Personen aus den 
Asylherkunftsländern am höchsten. Bei der umgekehrten Be-
trachtung, also bei den Abgangschancen aus Arbeitslosigkeit 
in Beschäftigung oder Ausbildung, ist die Situation für Deut-
sche ebenfalls günstiger als für Ausländer_innen, aber der Ab-
stand hat sich in den letzten Jahren verringert. Auch dies könn-
te mit den neuen Zuzügen zusammenhängen:15 Unter den 
neu Zugezogenen konnte sich Arbeitslosigkeit noch nicht zu 
Langzeitarbeitslosigkeit verfestigen, so dass sie vermutlich 
bessere Chancen haben, Arbeitslosigkeit zu verlassen, und da-
mit die Bilanz für Ausländer_innen insgesamt verbessern.

Die amtliche Arbeitslosenstatistik ist stark von institutionellen 
Faktoren geprägt.16 Die auf Befragungsdaten zu Erwerbstätig-
keit, Arbeitsuche und Verfügbarkeit beruhenden Daten der 
Europäischen Arbeitskräftestichprobe dürften von derlei ad-
ministrativen Definitionen etwas weniger abhängig sein, auch 
wenn das Antwortverhalten natürlich beeinflusst bleibt vom 
administrativ zugewiesenen Status (Abbildung 5).

Sowohl in Deutschland als auch in den EU-15-Ländern sind 
Ausländer_innen gegenüber den jeweiligen Inländer_innen 
stärker von Arbeitslosigkeit betroffen, wenn es sich um Dritt-
staatsangehörige handelt, als wenn es um EU-Ausländer_in-
nen (alle 28 Länder außer dem jeweiligen Berichtsland) geht. 
EU-Ausländer_innen waren 2008 bis 2011 in Deutschland und 
den EU-15 relativ ähnlich betroffen; seitdem ist ihre Mehrbe-
troffenheit im Durchschnitt der EU-15-Länder fast verschwun-
den – während sie in Deutschland stark gestiegen ist. Dritt-
staatsangehörige hatten dagegen hierzulande schon 2008 
einen schwereren Stand als im Durchschnitt der EU-15-Länder. 
Abgesehen von schwachen Auswirkungen der Finanzkrise, 
die sich 2009 im EU-15-Durchschnitt, nicht aber in Deutsch-

14	 Der Arbeitslosigkeitsstatus von Geflüchteten beruht noch viel stärker  
als bei den beiden anderen Gruppen auf administrativen Gegebenhei-
ten und Definitionen, weshalb wir für die Asylherkunftsländer nur das 
Zugangsrisiko in Arbeitslosigkeit aus Beschäftigung oder Ausbildung 
darstellen.

15	 Die Bundesagentur für Arbeit weist in dieser Statistik die Asylherkunfts-
länder nicht gesondert aus

16	 Arbeitslos kann man nur sein, wenn man eine Arbeitserlaubnis hat; 
während der Teilnahme an Fördermaßnahmen einschließlich Integra-
tionskursen ist man nicht arbeitslos; andererseits kann man arbeitslos 
sein, wenn man ein Beschäftigungsverhältnis unter 15 Stunden hat und 
eines mit mehr Stunden sucht.

land zeigen, gab es bis 2014 eine leichte Verbesserung für 
Drittstaatsangehörige sowohl in Deutschland als auch – et-
was stärker – im EU-15-Durchschnitt. Ab 2015 zeigt sich je-
doch deutlich, wie sich die ungleichmäßige Verteilung der 
fluchtbedingten Neuzugänge auf die Mitgliedsstaaten aus-
wirkt: moderate Zunahme der Mehrbetroffenheit von Dritt-
staatsangehörigen im EU-15-Durchschnitt, dramatische Zu-
nahme in Deutschland.

Die vergleichende Betrachtung der Erwerbslosigkeit im EU-15-
Rahmen führt also spiegelbildlich zum gleichen Ergebnis wie 
die Betrachtung der Erwerbstätigkeit weiter oben: Der deut-
sche Arbeitsmarkt ist für Ausländer_innen und insbesondere 
für Drittstaatsangehörige schwierig. Zwar bietet er nach lang-
jährigem Beschäftigungswachstum für Einwandernde leicht 
überdurchschnittliche Chancen, doch der Abstand (dieser 
Chancen) zu Inländer_innen ist ebenfalls überdurchschnittlich 
groß – und wird tendenziell größer.

2.4  	VERTEILUNG DER BESCHÄFTIGUNG 
NACH BRANCHEN

Die Anteile der Ausländer_innen unter den sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten unterscheiden sich je nach Wirt-
schaftszweig außerordentlich stark (Abbildung 6). Die höchs-
ten Anteile finden sich in der Arbeitnehmerüberlassung (vgl. 
auch Abbildung 3), gefolgt von Gastronomie und Gebäude-
betreuung (hauptsächlich Reinigung von Gebäuden, Straßen 
und Verkehrsmitteln). Weitere Schwerpunkte sind die Nah-
rungs- und Futtermittelindustrie, die Logistik sowie die Bau- 
industrie. Die Branchenverteilung trägt zu Unterschieden zwi-
schen Deutschen und Ausländer_innen bei der Entlohnung 
(vgl. 2.5) und den Arbeitsbedingungen bei: Konzentriert sich 
die Beschäftigung von Ausländer_innen in Branchen mit nied-
riger Entlohnung, führt das zu durchschnittlich geringeren Löh-
nen von Ausländer_innen.

Besonders hervorzuheben ist der niedrige Anteil von Auslän-
der_innen in der öffentlichen Verwaltung und der Sozialversi-
cherung, aber auch im Sozial- und Gesundheitswesen sowie 
im Bereich Bildung und Erziehung. Hier ist darauf hinzuweisen, 
dass dies nicht unmittelbar dadurch verursacht sein kann, dass 
in einigen dieser Bereiche die Beschäftigung im Beamtenver-
hältnis üblich ist: Abbildung 6 bezieht sich ausschließlich auf 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigte; die Beamt_innen 
sind also im Nenner der Anteilsberechnung nicht enthalten.17 

In der öffentlichen Verwaltung und der Sozialversicherung 
lässt sich der extrem niedrige Anteil von Ausländer_innen un-
ter den Beschäftigten nicht allein mit hohen Qualifikationsan-
forderungen erklären, da der Anteil der Beschäftigten mit mitt-

17	 Nach dem Mikrozensus 2017 – erfasst sind hier Erwerbstätige, nicht 
nur sozialversicherungspflichtig Beschäftigte – haben 21 Prozent der Er-
werbstätigen insgesamt, aber nur sieben Prozent derjenigen in der öf-
fentlichen Verwaltung und 4,6 Prozent der Beamt_innen einen Migra-
tionshintergrund. Deutsche mit Migrationshintergrund machen zehn 
Prozent der Erwerbstätigen insgesamt, fünf Prozent der Erwerbstätigen 
in der öffentlichen Verwaltung und 3,5 Prozent der Beamt_innen aus 
(Statistisches Bundesamt 2018, eigene Berechnungen).
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Abbildung 6
Anteil der Ausländer_innen an den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in den 20 beschäftigungsstärksten 
Wirtschaftszweigen, 30. September 2018

Quelle: Bundesagentur für Arbeit – Statistik 2019a, eigene Berechnungen
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Abbildung 7
Entwicklung von Entgeltdifferenzialen der sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten 2014–2017

Quelle: Bundesagentur für Arbeit – Statistik 2018 und Vorjahre, eigene Berechnungen auf Grundlage der Medianwerte
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leren Qualifikationen hier sogar überdurchschnittlich hoch ist. 
Vielmehr deutet der Befund darauf hin, dass es in den öffent-
lichen Beschäftigungsbereichen an wirksamen Strategien 
fehlt, um Ausländer_innen mindestens ihrem Anteil an der 
Erwerbsbevölkerung entsprechend zu beschäftigen (vgl. Bau-
mann et al. 2019).

2.5  	ENTGELTE: GRUPPENSPEZIFISCHE 
WAGE-GAPS

Die in den letzten Jahren am meisten thematisierte Entgeltdif-
ferenz ist die zwischen Frauen und Männern (Abbildung 7), 
die aber bei einer Beschränkung des Vergleichs auf Vollzeit18 
eher moderat ausfällt und im Zeitverlauf abnimmt. Den ausge-
prägtesten Entgeltabstand müssen beruflich Qualifizierte im 
Vergleich zu Akademiker_innen hinnehmen, wobei auch die-
ser Abstand im betrachteten Zeitraum leicht rückläufig ist. 
Ebenfalls rückläufig ist der Ost-West-Abstand, allerdings liegt 
noch im Jahr 2017 der Median19 der Vollzeitengelte in Ost-
deutschland bei nur 78 Prozent des westdeutschen Wertes. 
Exakt das gleiche Differenzial besteht im Jahr 2017 zwischen 
Personen ohne und mit anerkanntem Berufsabschluss (Aka-
demiker_innen sind bei diesem Vergleich außen vor), aber hier 
mit deutlich steigender Tendenz: Innerhalb von drei Jahren hat 
das Entgeltdifferenzial zwischen Qualifizierten und formal 
nicht Qualifizierten um fast fünf Prozentpunkte zugenom-
men.20 Noch etwas stärker, nämlich um 6,5 Prozentpunkte, ist 
das Differenzial zwischen Ausländer_innen und Deutschen 
gewachsen, wobei diese Entwicklung wesentlich durch das 
Zurückbleiben von Personen ohne anerkannte Berufsausbil-
dung in der Lohnentwicklung getrieben sein dürfte. 

Wenn man vom „Akademikerbonus“ absieht, dann bildet die 
Staatsangehörigkeit im Jahr 2017 die markanteste Scheidelinie 
der Vollzeitentgelte, und sie hat den Ost-West-Unterschied auf 
dieser Position abgelöst.21

18	 Die Bundesagentur für Arbeit verfügt aufgrund der Sozialversicherungs-
meldungen der Arbeitgeber_innen über vollständige Angaben der so-
zialversicherungspflichtigen Bruttoarbeitsentgelte. Diese lassen sich je-
doch nur für Vollzeitbeschäftigte sinnvoll vergleichen, da die Meldungen 
keine Angaben über die geleisteten Arbeitsstunden enthalten. Aller-
dings weist auch die tarifliche „Vollzeit“ zwischen den Branchen eine 
Bandbreite von 34 bis 40 Stunden auf, was einzelne Vergleiche etwas 
verzerren kann.

19	 Da Beiträge zur Arbeitslosenversicherung nur bis zur Bemessungs-
grenze erhoben werden, werden auch die Entgelte nur bis zur jewei-
ligen Bemessungsgrenze erfasst. Arithmetische Mittelwerte sind zur 
Kennzeichnung einer solchen „oben komprimierten“ Verteilung untaug-
lich, während die Medianwerte (das ist jeweils der Entgeltwert, bei dem 
die eine Hälfte einer Gruppe mehr und die andere Hälfte weniger ver-
dient) für einen deskriptiven Vergleich durchaus geeignet sind. Auszu-
bildende im dualen System sind enthalten, da ihre Ausbildungsverhält-
nisse zugleich sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse 
sind; die niedrigen Ausbildungsvergütungen ziehen die Medianwerte 
für Personen ohne Berufsausbildung etwas nach unten.

20	 Die Einführung des Mindestlohns, die in diesen Zeitraum fällt, kann sich 
in den betrachteten Medianwerten nicht zeigen, da die Anhebung von 
Entgelten im untersten Bereich den Medianwert nicht verändert.

21	 Wegen Änderungen im Meldeverfahren steht die Zeitreihe bei der Bun-
desagentur nur ab 2014 zur Verfügung.

Der größte Teil dieses Entgeltunterschiedes lässt sich statistisch 
erklären: durch die Qualifikation, die Dauer der Arbeitserfah-
rung in Deutschland (die für im Erwachsenenalter Eingewan-
derte meistens kürzer ist als für gleichaltrige Deutsche), durch 
Unterschiede in der regionalen Verteilung von Ausländer_in-
nen und Deutschen sowie in ihrer Verteilung auf Branchen 
und Betriebsgrößen (Brunow und Jost 2019). Es bleibt jedoch 
ein Restunterschied, und den erklären die Autoren dadurch, 
dass Arbeitgeber_innen selbst die im eigenen Betrieb von 
Ausländer_innen gemachten Arbeitserfahrungen geringer be-
werten als die von Deutschen und dass selbst Ausländer_in-
nen, die in höhere Funktionen aufgestiegen sind, schlechter 
bezahlt werden als Deutsche in vergleichbaren Positionen.22 
Das passt zu der Feststellung von Brenzel (2018), dass 
Migrant_innen weniger freiwillige und mehr unfreiwillige Be-
triebswechsel vollziehen, das heißt weniger als Personen ohne 
Migrationshintergrund in der Lage sind, ihren Marktwert 
durch zwischenbetriebliche Mobilität zu steigern. Mit der Dau-
er der Erwerbstätigkeit in Deutschland wird die Lohnlücke zwi-
schen Ausländern und Deutschen – die Studie beschränkt sich 
auf Männer – kleiner, wobei jedoch die realisierte Aufstiegs-
spanne je nach Herkunftsland stark differiert und einige weni-
ge Herkunftsgruppen sogar Abstiege erleben (Lehmer und 
Ludsteck 2013).23 

Angesichts der Tatsache, dass Nichtdeutsche deutlich stärker 
betroffen sind von Erwerbsformen, die vom Ideal des soge-
nannten Normalarbeitsverhältnisses abweichen (vgl. 2.2), kann 
es nicht überraschen, dass sie auch erheblich häufiger zu Stun-
denlöhnen unterhalb der statistisch definierten Niedriglohn-
schwelle von 60 Prozent der Stunden-Medianlöhne arbeiten: 
Im Jahr 2016 waren 21 Prozent der deutschen Beschäftigten, 
aber 37,4 Prozent der nicht deutschen Beschäftigten zu Stun-
denlöhnen unter 10,44 Euro tätig (Kalina und Weinkopf 2018). 
Diese niedrigeren Verdienste bedingen, dass der Anteil der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, die ALG II ergän-
zend zum Erwerbseinkommen bezogen, im Jahr 2018 bei 
Ausländer_innen insgesamt mit 5,4 Prozent viermal so hoch 
war wie bei Deutschen (1,3 Prozent), bei Ausländer_innen aus 
den acht häufigsten Asylherkunftsländern sogar 16-mal so 
hoch (20,4 Prozent). Welchen Einfluss hierbei die Struktur der 
Bedarfsgemeinschaften einerseits (möglicherweise mehr Ein-
verdiener_innen-Haushalte mit mehr Kindern) im Verhältnis zu 
den niedrigeren Verdiensten andererseits hat, ist den Statisti-
ken der Bundesagentur für Arbeit nicht zu entnehmen.

22	 Ergänzend ist anzumerken, dass in dem benutzten Datensatz Qualifika-
tionsmerkmale nur insoweit enthalten sein können, als sie von den  
Arbeitgeber_innen in der Sozialversicherungsmeldung angegeben oder 
in einer früheren Phase der Arbeitssuche von der Arbeitsverwaltung er-
fasst wurden. Im Ausland erworbene, in Deutschland aber nicht aner-
kannte Berufsqualifikationen (vgl. 2.6) werden dabei nicht erfasst, und 
falls später während der Berufstätigkeit noch eine Anerkennung erfolgt, 
ist nicht gesichert, dass sie in den Sozialversicherungsmeldungen be-
rücksichtigt wird. Die Diskriminierung von Ausländer_innen – die Auto-
ren der Studie vermeiden die Anwendung dieses Begriffs auf ihre Be-
funde – in Form der Nicht-Inwertsetzung beruflicher Qualifikation und 
Erfahrung dürfte also eher größer sein, als die Studie zeigen kann.

23	 Dabei spielt die regionale ethnische Dichte (Anteil der Herkunftsgruppe 
im jeweiligen Landkreis) eine Rolle, und zwar beeinflusst diese das Auf-
holen bei der Entlohnung positiv, wenn der Akademikeranteil in der 
Herkunftsgruppe hoch ist, und negativ, wenn der Anteil der Ungelern-
ten hoch ist (Romiti et al. 2015).
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2.6	  ANERKENNUNG VON IM AUSLAND 
ERWORBENEN QUALIFIKATIONEN

Schon Kogan (2004) hat darauf hingewiesen, dass eine gerin-
gere Humankapitalausstattung von Migrant_innen ihre un-
günstigere Position auf dem Arbeitsmarkt nur teilweise erklärt. 
Qualifizierte Aussiedler_innen konnten ihre mitgebrachten 
Abschlüsse auf dem deutschen Arbeitsmarkt nur sehr einge-
schränkt verwerten, obwohl sie von Anfang an die deutsche 
Staatsbürgerschaft und damit ein unbedingtes Aufenthalts-
recht hatten und seinerzeit hinsichtlich eines formellen Aner-
kennungsverfahrens privilegiert waren (Konietzka und Krey-
enfeld 2001). 

Insbesondere bei Akademiker_innen sind auf den ersten Blick 
paradox anmutende Befunde zu vermelden. So waren 
Spätaussiedler_innen mit akademischem Abschluss stärker 
von Arbeitslosigkeit betroffen als diejenigen mit mittlerem 
oder ohne Abschluss (Brück-Klingberg et al. 2007). Ähnliches 
wurde beobachtet für Hochqualifizierte aus Osteuropa und 
den GUS-Staaten und ist aktuell auch bei Geflüchteten wieder 
zu erwarten – bzw. wurde in Österreich bereits festgestellt 
(Hosner et al. 2017). Dass sie unterhalb ihres formalen Qualifi-
kationsniveaus beschäftigt werden, ist bei Akademiker_innen 
mit Migrationshintergrund deutlich stärker verbreitet – und 
der Migrationshintergrund erhöht die Wahrscheinlichkeit einer 
unterwertigen Beschäftigung stärker als das Geschlecht oder 
der Bildungsstatus der Eltern (Kracke 2016, leider ohne Unter-
scheidung nach Geburtsland bzw. inländischen versus auslän-
dischen Abschlüssen). 

Auch berufliche Abschlüsse aus dem Ausland werden im Be-
werbungsprozess weniger positiv bewertet als inländische. 
Und sogar wenn ausländische Staatsangehörige ihre Ab-
schlüsse in Deutschland erworben haben, differiert die Wahr-
scheinlichkeit der Einstellungen zwischen den Nationalitäten 
– was darauf hindeutet, dass nicht nur ausländische Ausbil-
dungssysteme, sondern auch Individuen entsprechend ihrer 
Herkunft unterschiedlich bewertet werden (Damelang und 
Abraham 2016).

Hintergrund der Schwierigkeiten, ausländische Abschlüsse auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt adäquat zu verwerten, sind die 
oft fehlende Passung dieser Abschlüsse auf die Erwartungen 
bzw. rechtlich normierten Zugangsvoraussetzungen zu be-
stimmten hoch qualifizierten Tätigkeiten, die Schwierigkeiten 
der Anerkennung und der Mangel an Wertschätzung für aus-
ländische Abschlüsse (Nohl et al. 2010; Mergener und Maier 
2018). Die Betroffenen geraten in eine Art „Statusfalle“ (Knuth 
2019b): Auf akademischem Niveau finden sie keinen Zugang 
zu Beschäftigung, für das berufsfachliche Niveau sind sie nicht 
qualifiziert, und als Helfer_innen wollen sie nicht arbeiten (vgl. 
z. B. Brücker et al. 2016a: 108 ff.) – bzw. werden sie unter den 
Verdacht demotivierender „Überqualifikation“ gestellt und da-
her nicht beschäftigt.

Die große Bedeutung staatlich reglementierter Berufe in 
Deutschland (vgl. Wollnik 2012) – im Zusammenwirken mit der 
staatlichen Ordnung des gesamten Berufsbildungswesens – 
hat ausgestrahlt auf die nicht reglementierten Berufe: Auch 

wenn entsprechende Abschlusszertifikate hier keine formelle 
Voraussetzung der Berufsausübung sind, werden sie doch in 
aller Regel bei Einstellungsentscheidungen verlangt. Qualifi-
zierte Tätigkeiten ohne entsprechenden Qualifikationsnach-
weis auszuüben, ist in der Praxis fast nur durch innerbetriebli-
chen Aufstieg möglich und meistens mit Benachteiligung 
gegenüber Ausgebildeten hinsichtlich der Entlohnung verbun-
den.

Wird die Gleichwertigkeit eines aus dem Ausland mitge- 
brachten Abschlusses formell festgestellt, verbessert das die 
Arbeitsmarktchancen deutlich. Die Wahrscheinlichkeit, den  
Bezug von Arbeitslosengeld II durch die Aufnahme einer Be-
schäftigung zu verlassen, war 2006/2007 für Personen mit 
Migrationshintergrund und ausländischem Abschluss ohne 
Anerkennung ebenso gering wie für solche ohne Berufsab-
schluss, für Migrant_innen mit anerkanntem Abschluss dage-
gen ebenso hoch wie für solche mit in Deutschland erworbe-
nem Abschluss (Brussig et al. 2009). Die vollständige An- 
erkennung erhöhte die Nettoentgelte um 28 Prozent und ver-
minderte das Risiko unterwertiger Beschäftigung um 32 Pro-
zentpunkte (Brücker et al. 2014b). Der Anteil von Personen, 
deren berufliche Situation sich nach eigener Einschätzung seit 
ihrem Zuzug nach Deutschland verbessert hat, ist mit Aner-
kennung des Abschlusses höher als ohne, und in gleicher Wei-
se wirkt sich die Anerkennung auf die Arbeitszufriedenheit 
der Menschen aus (Ekert et al. 2017). 

Durch das 2012 in Kraft getretene „Gesetz zur Verbesserung 
der Feststellung und Anerkennung im Ausland erworbener 
Berufsqualifikationen“ (BQFG) und nachfolgende Länderge-
setze für die Berufe in Länderzuständigkeit sowie durch die 
Förderung einer umfangreichen Beratungsinfrastruktur wur-
den die Rahmenbedingungen des Anerkennungsverfahrens 
verbessert. Dennoch bleiben die Antragszahlen hinter den ur-
sprünglichen Erwartungen (vgl. Bundesregierung 2011: 44) 
zurück, und die Zunahme der Anträge wird offenbar mehr 
durch den Anstieg der Zuwanderung als durch die Verbesse-
rungen im Verfahren getrieben (Anger et al. 2018).

Die im Vergleich zu den gestellten Anträgen24 deutlich höhere 
Zahl von Beratungsfällen verweist auf die Screening-Funktion 
der Beratung. Die Anträge beziehen sich überwiegend auf 
reglementierte Berufe im akademischen Bereich. Etwa 60 Pro-
zent der Anträge führten zur Feststellung der vollen Gleich-
wertigkeit, knapp 30 Prozent der Antragsteller_innen erhielten 
die Auflage einer Ausgleichsmaßnahme, bei den nicht regle-
mentierten Berufen wurde in 40 Prozent der Fälle eine teilwei-
se Gleichwertigkeit festgestellt (= ca. acht Prozent der Anträge 
insgesamt), und völlig negativ beschieden wurden weniger als 
drei Prozent der Anträge. Die Beratung hat also offensichtlich 
unter anderem die Funktion, von vornherein aussichtslose An-
träge zu vermeiden; die hohen Anerkennungsquoten sind vor 
diesem Hintergrund zu bewerten.

24	 Zu bundesrechtlich geregelten Berufen im Zeitraum von 2012 bis 2017 
zusammen 111.500, zu landesrechtlich geregelten Berufen 13.000 im 
Jahr 2017: Statistisches Bundesamt (2019) und BIBB (2018). Daten aus 
den Ländern für frühere Jahre sind, soweit ersichtlich, nicht verfügbar.
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Obwohl 70 Prozent der bei den genannten Stellen Beratenen 
einen Hochschulabschluss hatten, waren zugleich 74 Prozent 
von ihnen  zum Zeitpunkt der Beratung ohne Erwerbstätigkeit. 
Das unterstreicht noch einmal die hohe Bedeutung der Aner-
kennung für den Arbeitsmarktzugang. 

Ein formelles Anerkennungsverfahren gibt es jedoch im aka-
demischen Bereich nur für reglementierte Berufe, und gerade 
hier scheitert die Anerkennung oft an sehr spezifischen Vor-
aussetzungen der Staaten – man denke an Jurist_innen oder 
Lehrer_innen. Für die nicht reglementierten Berufe, in denen 
Hochschulen qua der ihnen verliehenen Autonomie akademi-
sche Grade vergeben, ist lediglich eine „Zeugnisbewertung“ 
durch die bei der Kultusministerkonferenz angesiedelte „Zen- 
tralstelle für ausländisches Bildungswesen“ (ZAB) möglich – 
dies stellt eine „vergleichende Einstufung“, jedoch keine amtli-
che Anerkennung dar (KMK o. J.). Die Feststellung, dass der 
mitgebrachte Abschluss einem deutschen Hochschulab-
schluss auf Bachelor- oder Master-Ebene „entspreche“, führt 
häufig nicht zu einer entsprechenden Platzierung auf dem 
Arbeitsmarkt. Oft empfiehlt es sich in diesen Fällen, einen 
deutschen Abschluss zu erwerben (vgl. Graevskaia et al. 2018), 
nach Möglichkeit unter Anrechnung der im Ausland erbrach-
ten Studienleistungen.

2.7  ZUSAMMENFASSUNG

Ausländer_innen weisen niedrigere Beschäftigungsquoten 
auf als Deutsche, und der Abstand zwischen Ausländer_innen 
und Inländer_innen ist hierzulande größer als in den meisten 
EU-15-Ländern. Die Betroffenheit von „atypischen“ Beschäfti-
gungsformen ist bei Ausländer_innen höher – und zwar mit 
steigender Tendenz bei Befristung und Leiharbeit. Höhere An-
teile von Ausländer_innen sind als „Helfer_innen“ beschäftigt, 
und auch bei den arbeitslosen Ausländer_innen ist der Anteil 
derer, die lediglich als „Helfer_innen“ arbeiten können, höher 
als bei Deutschen. Die berufstätigen Ausländer_innen sind 
sehr ungleichmäßig auf die Wirtschaftszweige verteilt, und ihr 
extrem geringer Anteil an den sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten im öffentlichen Bereich deutet darauf hin, dass es 
offenbar kein wirksam verfolgtes personalpolitisches Ziel öf-
fentlicher Arbeitgeber ist, Ausländer_innen zumindest ent-
sprechend ihrem Anteil an den Erwerbstätigen zu beschäfti-
gen (Baumann et al. 2019). 

Die Brutto-Entgeltlücke für Ausländer_innen in Vollzeit ist in 
den letzten Jahren gewachsen und betrug  2017 etwa 25 Pro-
zent. Ausländer_innen sind in stärkerem Maße von Arbeitslo-
sigkeit betroffen als Deutsche, und diese Mehrbetroffenheit ist 
hierzulande ausgeprägter als im westeuropäischen Durch-
schnitt – und zwar mit steigender Tendenz nicht nur bei Dritt-
staatler_innen (zu denen die Geflüchteten gehören), sondern 
auch bei EU-Ausländer_innen. Die ungünstigere Platzierung 
von Ausländer_innen auf dem Arbeitsmarkt ist teilweise auf 
fehlende berufliche Qualifikationen zurückzuführen. Doch ist 
hierbei zu berücksichtigen, dass Zugewanderte ihre aus dem 
Ausland mitgebrachten Qualifikationen meist nur dann voll-
ständig auf dem deutschen Arbeitsmarkt verwerten können, 
wenn deren Gleichwertigkeit mit inländischen Abschlüssen 

amtlich bescheinigt wurde. Dieser Umstand verweist auf den 
zentralen Stellenwert von Anerkennungsverfahren und Nach-
qualifizierung.
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3.	

WIE STEHT ES UM TEILHABECHANCEN  
AUF DEM AUSBILDUNGSMARKT?

3.1	  ZUM AUSBILDUNGSSTAND VON 
„AUSBILDUNGSINLÄNDER_INNEN“ UND 
„AUSBILDUNGSAUSLÄNDER_INNEN“

Auf fehlende (formale und anerkannte) berufliche Qualifikatio-
nen als Erklärung für eine ungünstigere Positionierung von 
Migrant_innen am Arbeitsmarkt sind wir schon verschiedent-
lich gestoßen. Solche Befunde können aber nur auf Unzuläng-
lichkeiten und Verbesserungsbedarf im deutschen Ausbil-
dungssystem verweisen, sofern die betreffenden Personen 
nicht als Erwachsene eingewandert sind. In der Bevölkerung 
„mit eigener Migrationserfahrung“, also bei den Personen, die 
nicht in Deutschland geboren sind, ist der Anteil ohne berufs-
qualifizierenden Abschluss mit 36 Prozent erheblich höher als 
bei den in Deutschland geborenen Personen „mit Migrations-
hintergrund“ (24 Prozent). Bei Personen ohne Migrationshin-
tergrund beträgt dieser Anteil jedoch nur neun Prozent (Abbil-
dung 8). Allerdings sei darauf hingewiesen, dass der Anteil der 
Personen mit akademischem Abschluss bei den selbst Ge-
wanderten fast so hoch ist wie bei den Personen ohne Migra-
tionshintergrund (21 bzw. 22 Prozent) – dagegen ist dieser 
Anteil bei den in Deutschland Aufgewachsenen „mit Migrati-
onshintergrund“ deutlich geringer (16 Prozent).

Idealerweise müsste man die Gruppe „mit eigener Migrati-
onserfahrung“ weiter differenzieren, weil dazu auch Personen 
gehören, die als Kinder nach Deutschland gekommen und 
daher Bildungsinländer_innen sind.25 Abbildung 9 unterschei-
det die Bevölkerung des Jahres 2017 nach Migrationsstatus 
und Zuzugsalter. Zu den 7,5 Prozent der Bevölkerung „mit 
Migrationshintergrund, aber ohne eigene Migrationserfah-
rung“ kommen noch fünf Prozent, die mit unter 18 Jahren 
nach Deutschland gekommen sind und daher in unterschied-
lichem Maße vom deutschen (Aus)Bildungssystem erreicht 
wurden oder hätten erreicht werden können. Anders gesagt: 
Sofern die unterschiedlichen Ausbildungsprofile in Abbildung 
8 auf Benachteiligungen von Personen mit Migrationshinter-
grund im deutschen Ausbildungssystem hindeuten sollten, 
handelt es sich um eine Problematik, von der etwa 12,5 Pro-

25	 In den hier benutzten, vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten 
Tabellen ist das Zuzugsalter zwar enthalten, aber nicht zusammen mit 
dem höchsten beruflichen Abschluss. Man müsste also eigene Auswer-
tungen mit den Mikrozensus-Daten durchführen, was im Rahmen der 
vorliegenden Ausarbeitung nicht möglich war.

zent der Bevölkerung26 betroffen sind oder irgendwann be-
troffen waren.

Um diese Gruppe geht es im folgenden Kapitel. Der Fokus ist 
jetzt also einerseits enger als in Kapitel 2, andererseits aber 
auch weiter, da wir – soweit die Daten es erlauben – Jugend-
liche mit Migrationshintergrund unabhängig davon betrach-
ten, ob sie die deutsche Staatsangehörigkeit haben.

3.2	  AUSBILDUNGSASPIRATIONEN

In den öffentlichen Diskursen zum Ausbildungsrückstand von 
Migrant_innen spielen Zuschreibungen an Werte und Verhal-
tensweisen der Zielgruppe eine große Rolle. Aber wenn bei-
spielsweise die vielfach vermutete geringere Berufsorientie-
rung der jungen Frauen bestimmter Herkunftsgruppen 
entscheidend wäre für geringere Anteile von beruflich Qualifi-
zierten, dann sollten sich die Werte der ausbildungslosen Ju-
gendlichen deutlich nach dem Geschlecht unterscheiden – 
was aber nicht zutrifft. Im Gegenteil: Der Anteil der 
Ausbildungslosen ist bei den Männern in fast allen betrachte-
ten Gruppen etwas höher als bei den Frauen.27 Das gilt übri-
gens auch für die Deutschen ohne Migrationshintergrund.28 

Eine andere mögliche Erklärung wäre, dass die Ausbildungs-
bereitschaft bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund ge-
nerell geringer ausgeprägt sein könnte. Insbesondere könnte 
es sein, dass der Wert der dualen Berufsausbildung weniger 
bekannt ist, da die Eltern meistens keine entsprechenden Er-
fahrungen aus ihren Herkunftsländern mitbringen. Die zuletzt 
2012 in der BIBB-Schulabgängerbefragung gestellte Frage 
nach dem Ausbildungsinteresse scheint diese Annahme je-
doch nicht zu bestätigen: Während 46 Prozent der Schulab- 

26	 7,5 Prozent Migrationshintergrund ohne eigene Migrationserfahrung 
plus fünf Prozent eigene Migrationserfahrung in einem Alter unter 18 
Jahren (Statistisches Bundesamt 2018).

27	 Ohne eigene Migrationserfahrung: 20,9 Prozent Männer, 18,5 Prozent 
Frauen; darunter türkeistämmig: 26,6 Prozent Männer, 23,4 Prozent 
Frauen.

28	 Umgekehrt ist das Verhältnis nur bei türkeistämmigen Migrant_innen 
mit eigener Migrationserfahrung, vermutlich also – bei fehlender Freizü-
gigkeit und Zuzug in jugendlichem Alter – bei Heiratsmigrant_innen aus 
der Türkei.
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Abbildung 8
Bevölkerung im Alter von 25 bis 65 Jahren nach Migrationserfahrung und höchstem berufsqualifizierendem Abschluss,  
Mikrozensus 2017

Quelle: Statistisches Bundesamt 2018, Tabelle 9I, eigene Berechnungen; Differenz zu 100% = noch in Ausbildung und fehlende Angaben
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Bevölkerung 2017 nach Migrationsstatus und Alter bei Einreise

Quelle: Statistisches Bundesamt 2018, Tabelle 3I; eigene Berechnungen
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gänger_innen ohne Migrationshintergrund eine duale Ausbil-
dung anstrebten, waren es bei denen mit Migrations- 
hintergrund 48 Prozent; beim Studium war das Verhältnis 19 
zu 21 Prozent (BIBB 2013).29

Nimmt man allerdings das tatsächliche Handeln – Bewer-
bung um einen Ausbildungsplatz – als Maßstab für ein expli-
zites Ausbildungsinteresse, zeigen sich die erwarteten Unter-
schiede, und zwar am stärksten bei den selbst gewanderten 
Jugendlichen, die nach dem sechsten Lebensjahr eingereist 
sind. Nach Schulabschlüssen differenziert, ist der Unterschied 
umso größer, je wertiger der Schulabschluss ist (Beicht und 
Walden 2018). Anscheinend gibt es also bei Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund eine geringere „originäre Affinität“ 
zum dualen Ausbildungssystem.30 Man orientiert sich prag-
matisch dahin, wenn aufgrund des Schulabschlusses keine 
anderen Möglichkeiten offenstehen, bevorzugt aber eigent-
lich schulische Laufbahnen. Das bedeutet jedoch nicht, dass 
die Jugendlichen grundsätzlich in geringerem Maße einen 
berufsqualifizierenden Abschluss anstreben.

3.3  	BERUFS- UND AUSBILDUNGS-
ORIENTIERUNG

Die hohe Ausdifferenzierung des deutschen Berufssystems31 
stellt Jugendliche vor große Herausforderungen bei der Ent-
scheidung für einen Beruf. Der gesellschaftliche Wertewandel 
billigt Kindern und Jugendlichen zunehmend eigene Rechte 
auf Persönlichkeitsentfaltung und Wahlfreiheit in der Gestal-
tung ihres Lebens zu, so dass die traditionalistische und 
scheinbar einfachste Lösung, in die Fußstapfen der Eltern zu 
treten oder deren Entscheidung zu folgen, heute weitestge-
hend ausscheidet.32 Die soziale Akzeptanz der Berufswahl 
nicht nur bei Eltern, sondern auch im Freundeskreis spielt je-
doch weiterhin eine große Rolle, aber eher als Motiv für die 
Nichtwahl eines Berufes, als dass daraus eine positive Orien-
tierung entstehen würde (Matthes 2019). 

Das alles bedeutet für Jugendliche nicht nur erhöhte Freiheit, 
sondern auch erhöhte Entscheidungsunsicherheit. Und auch 

29	 Tatsächlich aber mündeten nach dieser Befragung 32 Prozent der Be-
fragten ohne und nur 26 Prozent der Befragten mit Migrationshinter-
grund in eine betriebliche Ausbildung ein; ein Studium nahmen aus bei-
den Gruppen jeweils 18 Prozent auf. Die dem ursprünglichen Wunsch 
entsprechende Einmündungsquote in betriebliche Ausbildung betrug 
63 Prozent (ohne) und 48 Prozent (mit Migrationshintergrund); bei den 
anderen Ausbildungswegen ist die Abweichung zwischen  Wunsch 
und Zielerreichung viel geringer (BIBB 2013).

30	 Bei bestehender Hochschulzugangsberechtigung entscheiden sich Ab-
solvent_innen mit türkischer Staatsbürgerschaft häufiger für ein Hoch-
schulstudium als Deutsche (Kristen et al. 2008).

31	 Es gibt nahezu 330 anerkannte Ausbildungsberufe im dualen System, 
17 bundesrechtlich geregelte, vollzeitschulisch zu erlernende Berufe im 
Gesundheitswesen und in der Altenpflege sowie eine unbekannte Zahl 
landesrechtlicher Regelungen für vollzeitschulisch zu erlernende Berufe. 
Akademische Berufe sind nur zählbar, soweit ihre Ausübung staatlich 
reglementiert ist.

32	 Es mag sein, dass Jugendliche in Migrantenfamilien sich fragloser an  
ihren Eltern orientieren, aber bei der Berufswahl ist deren  Autorität  
dadurch gebrochen, dass die Kinder gerade nicht in die Fußstapfen der 
Eltern treten, sondern es weiterbringen sollen.

objektiv, gemessen an den tatsächlichen Übergangsmustern, 
ist der Übergang von der Schule über eine Ausbildung in das 
Erwerbsleben im historischen Vergleich von Geburtskohorten 
risikoreicher geworden – und dies gilt am stärksten für Ju-
gendliche mit nicht mehr als einem Hauptschulabschluss 
(Baas und Philipps 2019: 432). Vor diesem Hintergrund ist die 
Berufsorientierung mehr und mehr zu einem eigenständigen 
Handlungsfeld der Berufsbildungspolitik geworden.

3.3.1	  ORIENTIERUNGSPROBLEME VON 
JUGENDLICHEN UND DIE ROLLE DER ELTERN

Im Herbst 2010 und Frühjahr 2011 gaben in den ersten bei-
den Erhebungswellen der Starterkohorte 4 des Nationalen 
Bildungspanels (NEPS) fast 13 Prozent der Jugendlichen in 
Klassenstufe 9 und mit dem Abschlussziel „Hauptschulab-
schluss“ an, dass ihnen ausschließlich die Eltern als Informati-
onsquelle zu Ausbildungsmöglichkeiten zur Verfügung stün-
den – mit fast einem Viertel deutlich größer war jedoch der 
Anteil derjenigen, die niemanden kannten, der sie hätte infor-
mieren können, die also auch von ihren Eltern keine Informa-
tion erwarteten (Dombrowski 2015: 161). Soweit die Befrag-
ten Berufswünsche nennen konnten, war bei den weiblichen 
Jugendlichen der Anteil derer, die einen mit Hauptschulab-
schluss nicht realisierbaren Berufswunsch nannten, höher als 
bei den männlichen. Unter den jungen Männern wiederum 
war der Anteil derer mit nicht realisierbarem Berufswunsch 
bei den Jugendlichen mit Migrationshintergrund mehr als 
doppelt so hoch wie bei denjenigen ohne Migrationshinter-
grund (ebenda: 177).

Eine schriftliche Befragung von Hauptschüler_innen 
2016/2017 in ihren Abschlussklassen ergab, dass eine Mehr-
heit von etwa 56 Prozent sich ihrer Berufswahl noch unsicher 
war – bei den Jugendlichen mit Migrationshintergrund waren 
es knapp 66 Prozent. Als wichtigste Quelle der Orientierung 
wurden Praktika oder Nebenjobs genannt, also die eigene 
betriebliche Erfahrung, gefolgt von schulischen Aktivitäten 
zur Berufsorientierung. Als Ansprechpersonen rangierten al-
lerdings die Eltern vor den Lehrkräften (Reißig et al. 2018). Zu 
einer ähnlichen, wenn auch differenzierteren Rangfolge führ-
te eine Befragung von fast 5.000 Schüler_innen der wichtigs-
ten Schulformen in Nordrhein-Westfalen (NRW), wobei die 
Arbeitsagentur oder deren Berufsinformationszentrum als 
Informationsquelle auf den unteren Plätzen landeten (Stö-
be-Blossey et al. 2016, Materialband: 152). Die Eltern spielen 
also nach wie vor eine zentrale Rolle (vgl. auch Eberhard und 
Krewerth 2006) – aber was ist, wenn die Eltern wenig Kennt-
nisse und Erfahrungen mit dem deutschen Berufsbildungs-
system haben?

Kretschmer (2019a) zeigt deutliche Unterschiede zwischen in 
der Türkei, in der ehemaligen Sowjetunion und in Deutsch-
land geborenen Müttern33 hinsichtlich ihrer Kenntnisse des 
deutschen Berufsbildungssystems und führt sie vor allem zu-

33	 Weshalb Väter nicht befragt wurden, geht aus der Veröffentlichung 
nicht hervor.
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rück auf den sozioökonomischen Status, das jeweils eigene 
Bildungsniveau, das Bildungsniveau sozialer Kontaktpartner_
innen und die deutschen Sprachkenntnisse. Die starke Rolle 
der Sprache in dieser Untersuchung mag teilweise der Ver-
wendung bildungstechnischer Begriffe wie „Fachhochschul-
reife“ im Fragebogen geschuldet sein – aber: Wie sollen Eltern 
ihren Kindern Orientierung im deutschen Bildungsdickicht 
geben, wenn sie nicht wissen, wie die Dinge heißen, um die 
es geht?34

 
3.3.2	  PROJEKTFÖRDERUNGEN ZUR  
BERUFSORIENTIERUNG

Da die Berufsorientierung immer weniger allein von den El-
tern geleistet werden kann, wird sie zunehmend zum Gegen-
stand öffentlicher Förderung. Seit 2008 fördert das Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung (BMBF) die 
„Berufsorientierung in überbetrieblichen und vergleichbaren 
Berufsbildungsstätten“ (Berufsorientierungsprogramm – 
BOP). Bis zum Sommer 2018 wurden über 300 Bildungsstät-
ten mit insgesamt rund 480 Millionen Euro gefördert, die 1,2 
Millionen Schüler_innen an mehr als 3.000 Schulen erreich-
ten. Kernbestandteil der Angebote waren individuelle Poten-
zialanalysen und Werkstatttage zur Berufsfelderkundung. Im 
Geschlechtervergleich konnte eine positive Wirkung auf die 
Berufswahlkompetenz nur bei den jungen Männern, nicht bei 
den Frauen festgestellt werden; familiäre Unterschiede des 
Bildungshintergrundes konnten durch die Teilnahme am Pro-
gramm nicht kompensiert werden. Allerdings war der Effekt 
bei Schüler_innen mit Migrationshintergrund geringfügig hö-
her als bei der Vergleichsgruppe ohne Migrationshintergrund 
(Ratschinski et al. 2018).

Das NRW-Modellprojekt „Kein Abschluss ohne Anschluss“ 
sah im Vergleich zum Bundesprogramm „BOP“ eine stärkere 
Einbeziehung der Schulen vor. Das Angebot wurde vor allem 
in den Förderschulen sehr intensiv genutzt, aber auch in 
Haupt , Real- und Gesamtschulen.35 Immerhin nahm die 
Mehrheit der Befragten an mindestens einer Berufsfelderkun-
dung teil, die von Gesprächen und Beobachtungen bis hin zu 
kleinen praktischen Übungen reichen konnte (als anschauli-
ches Beispiel vgl. Schmitz 2019). Soweit in den Auswertungen 
nicht nur nach Schultyp oder Klassenstufe differenziert wur-
de, sind in unserem Kontext folgende Ergebnisse bemerkens-
wert: Hinsichtlich der Erreichbarkeit des Wunschberufs sind 
sowohl Mädchen im Vergleich zu Jungen etwas skeptischer 
als auch Schüler_innen mit Migrationshintergrund im Ver-
gleich zu denen ohne Migrationshintergrund (Stöbe-Blossey 
et al. 2016, Materialband: 168). Jungen sind stärker als Mäd-
chen auf eine betriebliche Berufsausbildung orientiert (ebd.: 
171), während der Migrationshintergrund weder in dieser 

34	 Beim Verständnis der „institutionellen Nomenklatur“ führen Überset-
zungen eher in die Irre, weil sie falsche Analogien zu Institutionen im 
Herkunftsland suggerieren.

35	 In Gymnasien zeigte sich, dass die Jugendlichen in den Jahrgangsstufen 
8 bis 9 noch wenig Entscheidungsdruck verspüren, aber auch, dass die 
Lehrkräfte weniger bereit waren, die Berufs- bzw. Studienorientierung 
im Unterricht zu thematisieren.

Hinsicht36 noch bei der Absicht eines weiteren Schulbesuchs 
einen nennenswerten Unterschied macht.37 

3.3.3	  JUGENDBERUFSAGENTUREN

Zuständig für die Berufsorientierung ist – neben der Schule – 
die Jugendhilfe (im Rahmen der Jugendberufshilfe) sowie die 
Arbeitsverwaltung, wobei Letztere seit den „Hartz-Reformen“ 
in zweierlei Gestalt agiert: als Arbeitsagentur und als Jobcen-
ter. Die jeweilige Zuständigkeit richtet sich danach, ob die Ju-
gendlichen zu einem Grundsicherungshaushalt gehören oder 
nicht (vgl. Stapf-Finé 2016). Die beteiligten „Rechtskreise“ un-
terliegen unterschiedlichen Handlungslogiken: Das SGB III nor-
miert einen allgemeinen Beratungsauftrag gegenüber allen 
Arbeitsmarktteilnehmenden; im SGB II unterliegen Jugendli-
che dem „Grundsatz des Forderns“, und oberstes Ziel ist die 
Verringerung oder Beendigung der Hilfebedürftigkeit; das 
SGB VIII schließlich will „junge Menschen in ihrer individuellen 
und sozialen Entwicklung fördern“. Diese Ziele müssen sich im 
Einzelfall nicht widersprechen, bedingen aber unterschiedliche 
professionelle Perspektiven der beteiligten Akteure (Pa-
nitzsch-Wiebe 2016). Als organisatorische Form zum Umgang 
mit den unvermeidlichen Schnittstellenproblemen zwischen 
den drei Rechtskreisen werden „Jugendberufsagenturen“ pro-
pagiert. Mangels eines gesetzlichen Rahmens für eine solche 
Partnerschaft folgen Jugendberufsagenturen keinem einheitli-
chen organisatorischen Modell (Hagemann und Ruth 2019; 
Pantel 2019): Die Ansätze reichen von der bloßen Absicht ei-
ner engeren Kooperation bis zur Nutzung eines gemeinsamen 
Gebäudes, in dem alle Partner mit ihren zuständigen Teams 
residieren oder zu bestimmten Sprechzeiten anwesend sind 
(Beispiel Bielefeld, vgl. Krupop 2019). 

Jugendberufsagenturen haben sich zumindest dabei be-
währt, die Angebote der außerschulischen Akteure gegen-
über den Schulen zu bündeln und damit die Schulen wirksa-
mer bei der frühzeitigen Berufsorientierung zu unterstützen 
(Barth und Gerber 2016). Borrs (2016) ermittelt moderat posi-
tive Zusammenhänge zwischen der Existenz einer Jugendbe-
rufsagentur (in welcher Form auch immer) und den regiona-
len Einmündungsquoten von Jugendlichen in Berufs- 
ausbildung.38 Individualdaten zu den Wirkungen dieser 
  

36	 Dieses Ergebnis stimmt überein mit dem bereits erwähnten Befund der 
BIBB-Schulabgängerbefragung (BIBB 2013: 17).

37	 Der Versuch, mit Hilfe eines Kontrollgruppenansatzes kausale Wirkun-
gen des Projekts zu identifizieren, erbrachte nahezu keine Ergebnisse, 
die nach konventionellen Standards als signifikant einzustufen wären. 
Da es um Informations- und Orientierungsprozesse geht, auf die das 
Modellprojekt kein Monopol hat, sind die Streueffekte vermutlich zu 
groß, als dass man eindeutig zwischen einbezogenen und ausgeschlos-
senen Schüler_innen unterscheiden könnte.

38	 Diese querschnittigen Befunde sollte man nicht kausal interpretieren, 
denn es ist möglich, dass Jugendberufsagenturen vorzugsweise in sol-
chen Regionen gebildet wurden, in denen die Ausbildungsvermittlung 
schon seit längerem prioritär und mit überdurchschnittlichem Erfolg be-
trieben wurde. Es gab mehrere Bundes- und ESF-Programme zur Be-
rufsorientierung, u. a. das oben erwähnte BOP (vgl. Ratschinski et al. 
2018), und Kommunen, die diese Programme nutzten, hatten auch bei 
der Einrichtung von Jugendberufsagenturen die Nase vorn (Barth und 
Gerber 2016).
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Berufsagenturen auf die beruflichen Wege von Jugendlichen 
sind bisher nicht verfügbar. Die wissenschaftliche Literatur ist 
dominiert von den organisatorischen und professionspoliti-
schen Problemen der Zusammenarbeit über die Rechtskreis-
grenzen hinweg: Es geht um Organisationsentwicklung in 
und zwischen öffentlichen Verwaltungen (Kretschmer 
2019b). Deshalb kann die Frage, inwieweit Jugendbe-
rufsagenturen zur Milderung der vielfältigen Chancenun-
gleichheiten am Übergang von der Schule in die Ausbildung 
beitragen, bisher nicht beantwortet werden.

3.4	  AUSBILDUNGSZUGÄNGE

3.4.1  „VERSÄULUNG“ DER BERUFS- 
QUALIFIZIERENDEN AUSBILDUNGEN IN 
DEUTSCHLAND

Berufsqualifizierende Ausbildungen in Deutschland lassen 
sich grob unterteilen in drei „Säulen“ mit unterschiedlichen 
Zugangsvoraussetzungen, unterschiedlicher Regelungskom-
petenz und Governance, unterschiedlichem arbeits- und sozi-
alrechtlichen Status der Auszubildenden und unterschiedli-
chen Rahmenbedingungen des Übergangs von der 
Ausbildung in den Beruf.39 

1.	 Ausbildungen im dualen System nach Berufsbil-
dungsgesetz oder Handwerksordnung sind bun-
deseinheitlich geregelt und werden unter Mitwirkung 
der Sozialpartner weiterentwickelt. Die Vermittlung in 
Ausbildung sowie die Ausbildungsförderung sind — im 
Unterschied zu den beiden anderen Säulen – gesetzliche 
Aufgaben der Arbeitsagenturen und Gegenstand mo-
natlicher statistischer Berichterstattung. Dadurch stehen 
die dualen Ausbildungen traditionell stark im öffentli-
chen Fokus. Sie haben keine formalen Zugangsvoraus-
setzungen, sind also theoretisch ohne Altersbegrenzung 
offen auch für Personen ohne Schulabschluss. Die Aus-
wahl im Zugang erfolgt durch die ausbildenden Betriebe, 
die sich hierbei am eigenen Bedarf, in unterschiedlichem 
Maße an gesellschaftlicher Verantwortung für die Ju-
gend oder die Arbeitskräfteversorgung der Branche so-
wie auch daran orientieren, Misserfolge in der Ausbil-
dung, die als rufschädigend empfunden werden, 
möglichst zu vermeiden. Dadurch werden die faktischen 
Zugangsmöglichkeiten für Jugendliche mit ungünstigen 
schulischen Voraussetzungen oder für Erwachsene mit 
atypischen Lebensverläufen gegenüber den formal offe-
nen Bedingungen stark eingeschränkt. Der Zugang un-
terliegt also Mechanismen der Produkt-, der Arbeits- und 
 
 
 

39	 Zum historischen und systemischen Hintergrund vgl. Baethge (2006). 
Die „selbstverständliche“ Aufteilung der vorliegenden Studie in Ar-
beitspakete zu „Bildung“ einerseits sowie „Ausbildungs- und Arbeits-
markt“ andererseits unterstreicht die Aktualität des von Baethge kons-
tatierten Schismas, das entlang des Lebensverlaufs orientierte Analysen 
der Mechanismen erschwert, die soziale Ungleichheit produzieren.

Reputationsmärkte und beruht auf privatautonomen 
Entscheidungen.40 	 
 
Das Ausbildungsverhältnis ist zugleich ein sozialversiche-
rungspflichtiges Arbeitsverhältnis mit Zahlung eines Ent-
gelts, so dass der Unterhalt während der Ausbildung 
mehr oder weniger gesichert ist. Bei Bedürftigkeit be-
steht Anspruch auf ergänzenden Leistungsbezug nach 
dem SGB II, was aufgrund höherer Regelsätze, Vollkos-
tenübernahme für „angemessenen“ Wohnraum und Ab-
setzbeträgen bei der Anrechnung von Erwerbseinkom-
men in der Regel zu einem höheren Sicherungsniveau 
führt als bei den beiden anderen „Säulen“ der Berufsaus-
bildung. Zudem werden von der Ausbildungsvergütung 
bereits Beiträge zur Rentenversicherung entrichtet.	  
 
Die Betrieblichkeit der dualen Ausbildung sowie die Tat-
sache, dass bereits während der Ausbildung ein Arbeits-
verhältnis besteht, hat unschlagbare Vorteile im Über-
gang nach der Ausbildung: Noch immer werden knapp 
60 Prozent der Ausbildungsabsolvent_innen direkt vom 
Ausbildungsbetrieb übernommen (Seibert und Wyd-
ra-Somaggio 2017). Absolvent_innen der dualen Ausbil-
dung gelten nicht nur als fachlich qualifiziert, sondern 
auch als betrieblich sozialisiert, denn sie haben Erfahrung 
mit betrieblichen Abläufen und Hierarchien (Pfeiffer et al. 
2017). Das erklärt das vergleichsweise geringe Arbeitslo-
sigkeitsrisiko nach dem Abschluss einer betrieblichen 
Ausbildung.41	   

2.		 Vollzeitschulische Berufsausbildungen („Vollzeit“ in 
Abgrenzung zum tage- oder blockweisen Besuch staat-
licher berufsbildender Schulen im dualen System) sind 
teils bundes- und teils landesrechtlich geregelt (vgl. 
Schultheis und Sell 2014; Protsch und Solga 2016). Sie 
führen fast ausschließlich in Dienstleistungsberufe und 
setzen bestimmte Schulabschlüsse voraus – ohne mindes-
tens Hauptschulabschluss ist nicht einmal die Ausbildung 
zum bzw. zur Altenpflegehelfer_in möglich. Im Bereich 
der Kranken- und Altenpflege hat sich eine Misch- 
form der dualen Ausbildung etabliert, denn die Auszubil-
denden erhalten für ihre Praxisphasen vom Träger des 
praktischen Ausbildungsteils ein tarifliches Ausbildungs-
entgelt. Folglich sind bei diesen Berufen im Ausbildungs-
zugang ähnliche Marktmechanismen wie bei den Be- 
rufen des dualen Systems wirksam, die sich jedoch der-
zeit aufgrund des Fachkräftemangels eher zugunsten 
der Ausbildungssuchenden auswirken. Ansonsten richtet  
 

40	 Rechtsmittel gegen solche Entscheidungen sind theoretisch nur bei Ver-
stoß gegen das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz möglich; prak-
tisch wird sich niemand in eine betriebliche Ausbildung einklagen wol-
len, weil daraus keine gedeihliche Ausbildungsbeziehung erwachsen 
kann.

41	 Mehr als 20 Prozent der Absolvent_innen schaffen bei Ausbildungs-
ende einen Betriebswechsel ohne zwischenzeitliche Arbeitslosigkeit, 
knapp 14 Prozent bewältigen den Betriebswechsel mit maximal drei 
Monaten Arbeitslosigkeit, und nur knapp sechs Prozent sind unmittel-
bar nach dem Ausbildungsabschluss längere Zeit arbeitslos (Seibert und 
Wydra-Somaggio 2017).
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sich der Zugang in „Schulberufe“ eher nach den Kapazi-
täten der Berufsfachschulen.	   
 
Sofern das elterliche und eigene Einkommen zur Siche-
rung des Unterhalts nicht ausreicht, besteht Anspruch 
auf Leistungen nach dem BAföG. Deshalb können keine 
ergänzenden Leistungen der Grundsicherung bezogen 
werden. Da die Schulen sich überwiegend in privat- 
rechtlicher Trägerschaft befinden, wird im Schulberufs-
system traditionell Schulgeld verlangt. Seit dem 1eit dem 
1. Januar 2019 wird das Schulgeld in der ab 2020 refor-
mierten Pflegeausbildung durch auf Landesebene orga-
nisierte Umlagesysteme aufgebracht, womit Regelun-
gen bundesweit verallgemeinert werden, die in manchen 
Bundesländern schon bestanden. Komplexität und Fi-
nanzierungsstrukturen machen das Schulberufssystem 
(nicht zu verwechseln mit dem „Übergangssystem“ – 
3.5) weniger gut zugänglich für die aktive Arbeitsförde-
rung durch Arbeitsagenturen und Jobcenter als das duale 
System. 	  
 
Der Anteil der Nichtdeutschen unter den Anfänger_in-
nen in den verschiedenen Zweigen des Schulberufssys-
tems war 2018 mit rund zwölf Prozent etwas höher als 
im dualen System (2017) mit knapp elf Prozent (BIBB 
2019: 183 und 196).

 
Obwohl der Anteil des Schulberufssystems am Ausbil-
dungsgeschehen relativ stabil bei jährlich mehr als 
200.000 Zugängen liegt (etwa zwei Fünftel so viele wie 
beim dualen System; BIBB 2019: 96), steht dieser Bereich 
– abgesehen von den Klagen über Personalmangel im 
Pflegesektor – viel weniger im Blick der Öffentlichkeit 
und ist auch viel weniger wissenschaftlich untersucht. 
Insbesondere ist wenig über die Übergangsverläufe und 
die dabei wirksamen Selektionsmechanismen bekannt. 
Daher beziehen sich die Ausführungen im Rest dieses 
Kapitels ganz überwiegend auf das duale System – Aus-
sagen über das „Schulberufssystem“ sind jeweils ent-
sprechend gekennzeichnet.	  

3.	 Hochschulausbildungen setzen in der Regel die 
Hochschul- bzw. Fachhochschulreife sowie je nach Studi-
engang auch ein bestimmtes Niveau der Schulnoten vo-
raus. Bei Bildungsausländer_innen wird außerdem ein 
Sprachniveau von C1 bereits im Zugang verlangt. Abge-
sehen von reglementierten akademischen Berufen mit 
Staatsexamensprüfungen sind die Hochschulen in der 
Gestaltung ihrer Studiengänge und Prüfungsordnungen 
autonom. Die Unterhaltssicherung erfolgt bei Bedarf 
durch BAföG – bei Studienbeginn ab Vollendung des  
30. Lebensjahres auch elternunabhängig –, weshalb ein 
ergänzender SGB-II-Leistungsbezug auch dann nicht 
möglich ist, wenn im konkreten Einzelfall ein BAföG-An-
trag abschlägig beschieden wird (zu den Zugangs- und 
Übergangsproblemen der Hochschulausbildungen vgl. 
Aver 2018 sowie Heilbütt und Müller 2014). 

Entgegen dem verbreiteten Eindruck, dass das Studium die 
betriebliche Ausbildung verdränge (Debatte über „Akademi-

sierungswahn“ – Nida-Rümelin 2015), zeigen die Anfänger-
statistiken seit 2011 beide Formen lediglich dicht beieinander, 
aber die duale Ausbildung stets noch mit leichtem Vorsprung, 
wenn man die Studierenden herausrechnet, die zwecks Stu-
dium aus dem Ausland kommen. Nimmt man die vollzeit-
schulischen Ausbildungen hinzu, überwiegen die nicht aka-
demischen Ausbildungen noch immer bei weitem die 
akademischen (BIBB 2019: 97).

3.4.2  	ÜBERGÄNGE IN AUSBILDUNG

Migrationshintergrund und Migrant_innengeneration
Differenzierte Betrachtungen zum Ausbildungszugang sind 
nur für das duale System der Berufsbildung verfügbar. Unter 
den Jugendlichen, die in den Jahren 2011 und 2012 das allge-
meinbildende Schulsystem ohne Studienberechtigung verlie-
ßen und ausweislich tatsächlicher Bewerbungen um Ausbil-
dungsplätze explizit an einer Ausbildung im dualen System 
interessiert waren, verliefen die Übergänge in Ausbildung bei 
den Jugendlichen mit Migrationshintergrund langsamer, und 
der Anteil derjenigen, die 40 Monate nach Verlassen der 
Schule immer noch keinen Ausbildungsplatz hatten, war hö-
her. Diese Unterschiede sind bei der „3. Generation“ (lediglich 
mindestens ein Großelternteil im Ausland geboren) sehr ge-
ring, am stärksten dagegen bei den Jugendlichen, die im Aus-
land geboren und in einem Alter von über sechs Jahren nach 
Deutschland gekommen sind. 

Auch Schulabschlüsse und -noten wirken stark chancendiffe-
renzierend,42 ebenso wie das Geschlecht (insgesamt weniger 
Zugänge von Frauen ins duale Ausbildungssystem). Selbst mit 
gleichem Schulabschluss und gleichen Schulnoten hatten Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund größere Schwierigkei-
ten beim Übergang in Ausbildung (vgl. Skobanek 2009).43 
Diese Chancenunterschiede sind am größten, wenn man al-
lein auf die betriebliche Ausbildung abstellt; die Einbeziehung 
anderer Ausbildungsformen (außerbetriebliche Ausbildungen 
in Berufen nach dem Berufsbildungsgesetz, BBiG, oder der 
Handwerksordnung, HWO, bzw. vollzeitschulische Ausbildun-
gen) mildert die Unterschiede etwas, kann sie aber nicht ganz 
kompensieren (Beicht und Walden 2018).44 

Konjunktur und Demografie scheinen an dieser Situation 
nichts Grundlegendes zu ändern: Im Vergleich zwischen 2014 
und 2010 hatten sich die Einmündungschancen der bei Ar-
beitsagenturen oder Jobcentern registrierten Ausbildungs-
stellenbewerber_innen mit Migrationshintergrund weder ab-
solut noch relativ zu den Bewerber_innen ohne 

42	 Dabei ist die negative Wirkung von Verhaltensnoten in Schulzeugnissen 
(unentschuldigtes Fehlen, „Kopfnoten“) stärker als die von schwachen 
Leistungsnoten (Protsch und Solga 2015).

43	 Jugendliche mit Migrationshintergrund setzten zu höheren Anteilen 
den Schulbesuch fort oder landeten in berufsvorbereitenden Maßnah-
men des Übergangssystems (vgl. Kap. 3.5).

44	 Im Unterschied zu älteren Untersuchungen wirken sich Schulbildung 
und beruflicher Status der Eltern nicht stark aus; vermutlich werden 
diese Faktoren in diesem statistischen Modell durch die Differenzierung 
der Migrationsgenerationen absorbiert, die in anderen Untersuchungen 
meistens gar nicht oder nicht so differenziert vorliegen.
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Migrationshintergrund verbessert – besonders gering waren 
die Übergangschancen von Jugendlichen mit türkischem 
oder arabischem Hintergrund. Das gilt auch bei Kontrolle un-
ter anderem für Schulabschluss und Deutsch- sowie Mathe-
matiknote (Beicht und Gei 2015).

Aktuelle Arbeitslosigkeitserfahrungen der Eltern vermindern 
allgemein die Zugangswahrscheinlichkeit der Söhne und 
Töchter in in eine duale Berufsausbildung (Lindemann und 
Gangl 2019) — das höhere Arbeitslosigkeitsrisiko zugewan-
derter Eltern (vgl. 2.3) trägt also zum geringeren Ausbildungs-
zugang ihrer Kinder bei.

Differenzierung nach Geschlecht
Der schwierigere Ausbildungszugang junger Frauen – unab-
hängig vom Migrationshintergrund – wird oft darauf zurück-
geführt, dass Frauen sich bei ihren Ausbildungswünschen auf 
ein engeres Spektrum von Berufen konzentrieren, in denen 
sie, soweit es sich um Berufe des dualen Systems handelt, 
teilweise mit Männern konkurrieren müssen und in denen die 
Nachfrage nach Ausbildungsplätzen teilweise größer ist als 
das Angebot. Jedoch würden sich die Chancen der jungen 
Frauen nach den Ergebnissen von Beicht und Walden (2014) 
keineswegs verbessern, wenn sie sich stärker auch in Rich-
tung männerdominierter Berufe orientierten. Die Benachteili-
gung ausbildungswilliger junger Frauen ist folglich nicht pri-
mär auf ihre geschlechtsspezifische Berufsorientierung zu- 
rückzuführen, sondern vielmehr auf die fortdauernde ge-
schlechtsspezifische Segmentierung des Arbeits- und Ausbil-
dungsmarktes.45 

Migrationshintergrund nicht Ursache für Chancen- 
ungleichheit?
Die teils stark ausgeprägten Unterschiede im Übergang von 
der Schule in eine Ausbildung nach der Herkunft der Jugend-
lichen sind nicht allein auf den Migrationshintergrund zurück-
zuführen. Vielmehr bestätigt sich der aus zahlreichen frühe-
ren Studien (z. B. Kalter 2006) bekannte Befund: Wenn für 
eine multivariate Analyse nur genügend Variablen zur Verfü-
gung stehen, verblasst in den meisten Studien der Einfluss 
des Migrationshintergrundes. Ein fehlender Schulabschluss, 
schlechtere Deutschnoten, die Unbestimmtheit der eigenen 
Ausbildungsabsicht (vgl. 3.3.1) oder Bildungsausländer_in zu 
sein (also im schulpflichtigen Alter eingewandert) – aber in-
teressanterweise auch die Inanspruchnahme einer Berufsbe-
ratung seitens der Bundesagentur für Arbeit46 – beeinträchti-
gen statistisch viel stärker den Ausbildungsübergang, so 
dass „dem Migrationshintergrund im Vergleich zu den im 
Kernmodell berücksichtigten Variablen kein substanzieller 

45	 Eine gewisse „Kompensation“ besteht darin, dass das von Frauen be-
vorzugte Berufespektrum im Durchschnitt ein höheres Prestige (gemes-
sen nach internationalen Prestige-Skalen) aufweist und dass die Frauen, 
sofern sie die Übergänge in Ausbildung und Beruf meistern, auch tat-
sächlich ein entsprechend höheres berufliches Prestige realisieren kön-
nen. Im Widerspruch zu dem im Durchschnitt höheren Prestige steht 
aber die im Durchschnitt niedrigere Bezahlung (Beicht und Walden 
2014).

46	 Zumindest im Untersuchungszeitraum, in dem noch ein Mangel an Aus-
bildungsstellen herrschte, führte die Berufsberatung eher in Maßnah-
men der Bundesagentur als in Ausbildung.

Einfluss zu(kommt)“ (Skrobanek 2009: 26). Beicht und Walden 
dagegen finden sehr wohl einen eigenständigen Effekt des 
Migrationshintergrundes, auch wenn unter anderem für die 
Art des Schulabschlusses, die Schulnoten, den sozialen Status 
des Vaters und das regionale Ausbildungsplatzangebot kon-
trolliert wird (Beicht und Walden 2017).

Einige Studien lassen die Mechanismen erahnen, die zur un-
günstigeren Platzierung von Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund im Ausbildungssystem beitragen: Wenn üblicher-
weise Mitarbeiterkinder bei der Bewerberauswahl für eine 
Ausbildung bevorzugt behandelt werden (Protsch und Solga 
2012) oder wenn Betriebe bei der Einschätzung des Ausbil-
dungspotenzials von Jugendlichen den Ausbildungsstand 
der Eltern miteinbeziehen (Kohlrausch 2012), dann wirkt sich 
das überproportional auf Migrant_innen der „zweiten Gene-
ration“ nachteilig aus, ohne dass die Betriebe eine Schlechter-
stellung wegen des Migrationshintergrundes beabsichtigen 
(zur Diskriminierung im Ausbildungszugang vgl. auch den 
Überblick bei Imdorf 2017). 

Unabhängig von der Herkunft, wurde ein Schulabschluss, der 
nicht über dem Hauptschulabschluss liegt, in dem Maße zum 
Stigma, wie die Hauptschule zur „Restschule“47 verkümmerte 
und die Konkurrenz durch Bewerber_innen mit höheren 
Schulabschlüssen größer wurde (Baas et al. 2012; Kleinert 
und Jacob 2012; Protsch und Dieckhoff 2011; Protsch 2014). 
Unter den Jugendlichen mit maximal Hauptschulabschluss 
hat sich im Kohortenvergleich über 20 Jahre der Anteil, der 
letztlich eine vollzeitige und unbefristete Arbeitsmarktinteg-
ration erreicht, von 57,8 Prozent (Geburtskohorte 1974–1984) 
auf 24,9 Prozent (Geburtskohorte 1994–2003) mehr als hal-
biert – und der Anteil, der in „Exklusion“ (Arbeitslosigkeit und 
marginale Erwerbstätigkeiten) endet, hat sich von drei Pro-
zent auf 20,3 Prozent fast versiebenfacht (Baas und Philipps 
2019, Web-Tabelle 12.6). Wenn also das Schulsystem Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund überproportional mit 
nicht mehr als einem Hauptschulabschluss oder gar ganz 
ohne Abschluss entlässt, dann erscheint das bei der Analyse 
allein des Ausbildungsgeschehens als schlechtere Platzie-
rung nicht „wegen“ des Migrationshintergrundes, sondern 
wegen schlechterer schulischer Voraussetzungen.

Experimentelle Forschungsdesigns: „Korrespondenz-
studien“
Eine Alternative zur Kausalanalyse mithilfe statistischer Modelle 
stellen experimentelle Ansätze dar. Das zugrunde liegende  
Design solcher „Korrespondenzstudien“ besteht im Versand 
fiktiver Bewerbungen, bei denen sich je zwei Bewerbungen 
ausschließlich bei den Hinweisen auf die Herkunft unterschei-
den. Gemessen wird die Reaktion bzw. Nichtreaktion der 

 

47	 Die mit dieser Bezeichnung implizierte Annahme einer negativen Selek-
tion in die Hauptschule ist nicht die einzige Erklärung für sinkende Aus-
bildungschancen von Hauptschulabsolvent_innen; gegenläufig zu die-
ser Entwicklung stellen die Ausbildungsbetriebe höhere Erwartungen 
an das Niveau des Schulabschlusses (Kleinert und Jacob 2012).
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Arbeitgeber_innen, die als Proxy für die Einstellungschancen 
benutzt wird.48 

Bereits Kaas und Manger (2010) fanden, dass türkeistämmige 
Bewerber_innen für eine studentische Praktikumsstelle 17 Be-
werbungen schreiben mussten, um sechs Antworten zu er-
halten, während hierfür bei deutschstämmigen Bewerber_in-
nen nur 15 Schreiben erforderlich waren. In einer Studie des 
Forschungsbereichs beim Sachverständigenrat deutscher Stif-
tungen für Integration und Migration (Schneider et al. 2014) 
zeigte sich, dass Bewerber49 mit deutschem Namen etwa fünf 
Bewerbungen schreiben mussten, um eine Einladung zu ei-
nem Vorstellungsgespräch zu erhalten, während für Bewerber 
mit türkischen Namen hierfür etwa sieben Schreiben erforder-
lich waren. Bewerber mit türkischen Namen erhielten auf rund 
42 Prozent ihrer Bewerbungen eine Absage, Bewerber mit 
deutschen Namen nur auf etwa 37 Prozent. Bei kleineren Fir-
men waren die Unterschiede in den Reaktionen gegenüber 
„deutschen“ versus „türkischen“ Bewerbern deutlich größer.

Über den deutsch-türkischen Vergleich hinaus ging eine Kor-
respondenzstudie des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozi-
alforschung (WZB), in der bei sonst gleichen Voraussetzungen 
60 Prozent der Bewerber_innen ohne, aber nur 51 Prozent 
der Bewerber_innen mit Migrationshintergrund eine Rück-
meldung zu ihrer Bewerbung auf eine Stelle erhielten. Hierbei 
gab es eine erhebliche Varianz nach Herkunftsländern: Wäh-
rend Menschen spanischer Herkunft gegenüber Inländer_in-
nen sogar bevorzugt wurden, ging die Antwortquote herun-
ter bis auf 41 Prozent für Bewerber_innen albanischer 
Herkunft (Koopmans et al. 2018).

Derartige Korrespondenzstudien geben einen Hinweis dar-
auf, dass Diskriminierung aufgrund der Herkunft bei Personal- 
entscheidungen durchaus eine Rolle spielt. Bezogen auf eine 
einzelne experimentell darstellbare Entscheidung50 – positive 
Reaktion von Arbeitgeber_innen auf eine Bewerbung – ist 
dieser Effekt nicht dramatisch groß. Die mehr oder weniger 
erfolgreiche berufliche Laufbahn von Arbeitnehmer_innen ist 
jedoch von zahlreichen derartigen Entscheidungen abhängig. 
Wenn man davon ausgeht, dass an vielen dieser Entschei-
dungsstationen immer wieder eine „Prise Diskriminierung“ 
benachteiligend wirkt51 und dass bereits der Schulerfolg und 
die Schulnoten aufgrund von ethnisierenden Zuschreibungen 
der Lehrenden – aber wohl stärker noch aufgrund institutio-

48	 Man muss sich bei der Interpretation solcher Studien klarmachen, dass 
die Reaktion des Arbeitgebers auf die Bewerbung nicht wirklich das-
selbe ist wie eine Einstellungsentscheidung. Die Grenzen solcher Experi-
mente liegen darin, dass die Fiktion einer Bewerbung nicht in statistisch 
belastbaren Größenordnungen bis ins Bewerbungsgespräch oder gar 
bis zu Vertragsverhandlungen fortgesetzt werden kann.

49	 Da einer der ausgewählten Ausbildungsberufe (Kfz-Mechatroniker_in) 
ganz überwiegend männlich besetzt ist, waren die fiktiven Bewerber 
sämtlich männlich. Alle waren deutsche Staatsbürger, 16 Jahre alt und 
standen vor dem Realschulabschluss.

50	 Viele andere Entscheidungen sind nicht experimentell darstellbar – vor 
allem nicht diejenigen, die im bestehenden Arbeitsverhältnis getroffen 
werden.

51	 Bezogen auf den Arbeitsmarkt wurden allerdings in der qualitativen 
Studie von Gerhards und Buchmayr (2018) durchaus auch Beispiele po-
sitiver Diskriminierung berichtet.

neller Gegebenheiten – nicht diskriminierungsfrei zustande 
kommen (vgl. Gomolla 2012, 2017; Ditton 2013), dann ist das 
Diskriminierungsproblem in der Gesamtbilanz individueller 
Laufbahnen durchaus relevant.

Diskriminierungserfahrungen
Im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes hat der 
Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für Integration und 
Migration im Jahr 2012 eine Sonderauswertung des Integrati-
onsbarometers zu Benachteiligungserfahrungen durchge-
führt. An erster Stelle standen bei der Bevölkerung mit Migra-
tionshintergrund Benachteiligungen auf dem Arbeitsmarkt, 
gefolgt von der Wohnungssuche und bei Ämtern und Behör-
den. In der Kontrollgruppe der Personen ohne Migrationshin-
tergrund ergab sich eine ähnliche Rangfolge auf niedrigerem 
Niveau; es ging in der Studie um Diskriminierungen nicht nur 
wegen der Herkunft, sondern auch aufgrund anderer Merk-
male (Schneider et al. 2014: 13).

In der IAB-SOEP-Migrationsstichprobe berichtete eine knappe 
Mehrheit der befragten Migrant_innen von Diskriminierungs-
erfahrungen, wobei diese in erster Linie bei der Arbeits- oder 
Ausbildungsplatzsuche gemacht wurden, dicht gefolgt von 
Erfahrungen mit Ämtern und Behörden (Tucci et al. 2014). Die 
berichteten Unterschiede nach der Herkunftsgruppe sind in 
etwa vergleichbar mit der von Koopmans et al. (2018) gefun-
denen Rangfolge der kulturellen Distanz. Die qualitative Stu-
die von Gerhards und Buchmayr (2018) verweist zusätzlich 
auf den Kontext „Schule“ als Ort von Diskriminierungserfah-
rungen – nach dem in den zuvor angeführten Studien offen-
bar nicht gefragt wurde.

Bei der Interpretation derartiger Befunde ist zu beachten, dass 
die subjektive Wahrnehmung von Diskriminierung abhängig 
ist vom Anspruchsniveau. Es kann vorkommen, dass Diskrimi-
nierung hingenommen und nicht als solche benannt wird, 
aber auch, dass Diskriminierung unterstellt wird, wenn Er-
folgs- und Aufstiegserwartungen in der Schule oder am Ar-
beitsmarkt unerfüllt bleiben (vgl. Schaeffer 2019).

Unterschiedliche Formen von Diskriminierung
Die Theorie unterscheidet zwei Teilaspekte von Diskriminie-
rung in der Auswahlentscheidung: Die Entscheider_innen 
könnten eine grundsätzliche, erfahrungsunabhängige Präfe-
renz für die Eigengruppe und gegen die als „fremd“ konstru-
ierte Gruppe haben – was nicht selten in der Weise rationali-
siert wird, dass man diese Präferenz der Kundschaft oder der 
Belegschaft des Betriebes unterstellt, auf die man Rücksicht 
nehmen müsse (vgl. Schneider et al. 2014: 13). Oder die Ent-
scheider_innen gehen aufgrund von eigenen Einzelerfahrun-
gen oder Gerüchten davon aus, dass eine Herkunftsgruppe 
im Durchschnitt weniger leistungsfähig oder -willig sei, und 
übertragen diese Einschätzung bewusst oder unbewusst auf 
einzelne Bewerber_innen, auch wenn deren Bewerbungsprofil 
dem von Bewerber_innen ohne Migrationshintergrund gleich- 
wertig ist. 

Diese in der Wissenschaft als „statistische Diskriminierung“ 
bezeichneten „Daumenregeln“ sind durch Erfahrung leichter 
zu korrigieren als die erste, „rassistische“ oder „xenophobe“ 
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Form der Diskriminierung: Betriebe, die bereits über Erfahrun-
gen mit Auszubildenden oder Beschäftigten mit Migrations-
hintergrund verfügen, diskriminieren weniger. Das erklärt – 
zusammen mit stärker formalisierten und professionalisierten 
Personalbeschaffungsstrategien – den immer wieder festge-
stellten Betriebsgrößeneffekt hinsichtlich der Diskriminierung: 
Von den Betrieben, die überhaupt ausbildeten, hatten in der 
Größenklasse unter 50 Beschäftigten nur 28 Prozent Erfah-
rung mit Jugendlichen mit Migrationshintergrund; ab 250 Be-
schäftigte waren es dagegen 74 Prozent (Werner et al. 2010: 
16). Eine ähnliche Abstufung nach Betriebsgröße ist bei den 
betrieblichen Erfahrungen mit Geflüchteten festzustellen 
(Gürtzgen et al. 2017).52 

3.5  	DER „ÜBERGANGSSEKTOR“

3.5.1	  FUNKTION DES ÜBERGANGSSEKTORS 

Die hohe Priorität der beruflichen Ausbildung in Deutschland 
hat dazu geführt, dass für Jugendliche ohne Ausbildungsplatz 
ein umfangreiches, komplexes und im Zeitablauf stark verän-
derliches System von Fördermaßnahmen geschaffen wurde 
(vgl. Solga und Weiß 2015). Ziel und Rechtfertigung dieses 
Systems53 ist offiziell die Berufsvorbereitung, die Problemzu-
schreibung ist folglich die „mangelnde Ausbildungsreife“ der 
Jugendlichen. Der Rückgang der Zugänge in dieses System – 
von fast 420.000 im Jahr 2005 – auf einen Tiefpunkt von 
rund 250.000 im Jahr 201454 deutet jedoch darauf hin, dass 
dieses System in erheblichem Maße auch dazu dient, Diskre-
panzen zwischen Demografie und Ausbildungsmarkt abzu-
puffern und Betroffene zu „parken“, bis sich vielleicht doch 
noch eine Ausbildungschance für sie ergibt.55 Denn der Anteil 
von Jugendlichen ohne Schulabschluss oder mit schwachen 
Noten hat sich in dieser Zeit nicht wesentlich verringert. Den-
noch ist der Anteil des „Übergangssektors“ am gesamten 
Ausbildungsgeschehen (einschl. Studium oder fortgesetztem 
Schulbesuch) von über 20 Prozent im Jahr 2005 auf 13,6 Pro-
zent im Jahr 2018 zurückgegangen. 

52	 Das ist zum Teil ein rein arithmetischer Effekt: Bei einem angenomme-
nen Migrant_innenanteil von durchgängig 25 Prozent hat ein Betrieb 
mit 20 Auszubildenden fünf mit Migrationshintergrund, während von 
den Betrieben, die nur zwei Auszubildende haben, die Hälfte überhaupt 
keinen mit Migrationshintergrund ausbildet und folglich keine entspre-
chenden Erfahrungen macht. Aber die kleineren Betriebe sind in der 
Mehrzahl, als Ausbildungsanbieter überproportional zu ihren Beschäf-
tigtenzahlen bedeutsam und in vielen Regionen die einzigen, die wohn-
ortnah erreichbar sind.

53	 Die Bezeichnung „System“ trifft nicht ganz zu, da nicht einmal Einig-
keit über die Abgrenzung besteht. Das Bundesinstitut für Berufsbildung 
spricht von „Übergangsbereich“, die Autorengruppe Bildungsberichter-
stattung von „Übergangssektor“. Die hier referierten Zahlen folgen der 
„Integrierten Ausbildungsberichterstattung“ des Statistischen Bundes-
amtes.

54	 Zwischenzeitliche Anstiege der Zugänge in den Jahren 2015 und 2016 
hängen mit dem Zugang junger Geflüchteter zusammen. Dieser Effekt 
schwächt sich in den Folgejahren ab, aber auch 2018 ist der Zugang 
noch höher als 2014.

55	 Enggruber und Ulrich (2014) konnten zeigen, dass die Zugangswahr-
scheinlichkeit von Jugendlichen in das Übergangssystem nicht nur von 
individuellen Merkmalen abhängt, sondern stark vom regionalen Aus-
bildungsplatzangebot, aber auch vom regionalen Maßnahmenangebot.

Trotz abnehmender Bedeutung ist der Übergangssektor im 
Zugang56 immer noch umfangreicher als die schulische Be-
rufsausbildung in Gesundheits-, Erziehungs- und Sozialberu-
fen (BIBB 2019: 96). Nach wie vor werden hier für einen rele-
vanten Anteil von Jugendlichen die Weichen ihrer weiteren 
beruflichen Zukunft gestellt. Der Mangel an belastbaren Wir-
kungsanalysen steht in scharfem Kontrast zu dieser Situation. 
Die entscheidende Frage bleibt bisher unbeantwortet: Wenn 
Jugendliche nach Durchlaufen des Übergangssektors letztlich 
in „erfolgreiche“ Erwerbsverläufe einmünden – geschieht das 
dann wegen oder trotz ihrer Teilnahme an berufsvorbereiten-
den Maßnahmen?

3.5.2   	JUGENDLICHE MIT MIGRATIONSHINTER-
GRUND IM ÜBERGANGSSEKTOR

Die beim Zugang zur betrieblichen Ausbildung wirksamen 
Auswahlmechanismen (vgl. 3.4) spiegeln sich in den Zugän-
gen zum Übergangssektor, bei denen Jugendliche ohne 
Hauptschulabschluss oder mit maximal Hauptschulabschluss 
stark dominieren. Während 2005 die Wahrscheinlichkeit, im 
Übergangssystem zu landen, für ausländische Jugendliche 
fast dreimal so hoch war wie für deutsche, hatte sich dieses 
Verhältnis 201457 auf immer noch mehr als die doppelte 
Wahrscheinlichkeit (2,2) verringert (Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung 2016, 2018). Auch hier sind türkeistämmige 
Jugendliche überproportional beteiligt (DGB 2010).

3.6  	AUSBILDUNGSABBRUCH

Neben dem Ausbildungszugang sind auch unterschiedliche 
Quoten des Ausbildungsabbruchs relevant bei der Frage, mit 
welchen beruflichen Qualifikationen der Eintritt in den Ar-
beitsmarkt versucht werden muss. Umfassende Statistiken 
hierzu sind bisher nur nach Staatsangehörigkeit verfügbar: 
Die kumulierte Vertragslösungsquote bei den 2010 begonne-
nen Ausbildungsverhältnissen lag bei Jugendlichen mit 
Staatsangehörigkeiten aus dem europäischen Ausland (ein-
schl. GUS und Türkei) um etwa ein Viertel höher als bei Deut-
schen (Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2016) und 
nochmals deutlich höher für die übrigen Staatsangehörigkei-
ten. Nach der BIBB-Übergangsstudie von 2011 erhöht ein 
Migrationshintergrund die Wahrscheinlichkeit eines Ausbil-
dungsabbruchs sogar um etwa 40 Prozent, und die Wahr-
scheinlichkeit der Wiedereinmündung in irgendeine andere 
Ausbildung einschließlich Studium ist bei Personen mit Migra-
tionshintergrund nur etwa zwei Drittel so hoch wie bei denje-
nigen ohne Migrationshintergrund (Beicht und Walden 2013). 

56	 Wegen der kürzeren Verweildauern im Übergangssystem stellt sich das 
im Bestand der Teilnehmenden anders dar.

57	 Im Jahr 2016 ist durch das Fluchtgeschehen erstmals eine größere 
Gruppe mit unbekannter Schulbildung hinzugekommen. Da diese 
Gruppe den Anteil der Ausländer_innen im Übergangssektor vorü-
bergehend stark erhöht und da diese Statistiken nur in der Aufteilung 
Deutsche/Ausländer_innen verfügbar sind, ist es für die hier verfolgte 
Fragestellung sinnvoller, die Zeit vor 2015 zu betrachten.
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Ein aktueller Vergleich der Lösungsquoten für 2017 zeigt, 
dass Ausländer_innen insgesamt Ausbildungen deutlich 
häufiger abbrechen als Deutsche – und Ausländer_innen aus 
den hauptsächlichen Asylherkunftsländern noch einmal et-
was häufiger als Ausländer_innen insgesamt. Das Handwerk 
hat höhere Abbruchquoten als Industrie und Handel, aber 
mit geringerem Abstand zwischen Ausländer_innen und 
Deutschen. Etwa spiegelbildlich verhalten sich die Erfolgs-
quoten, also das Bestehen der Abschlussprüfung unter der 
Voraussetzung der Prüfungsteilnahme; in der dualen Berufs-
ausbildung insgesamt betrugen sie 2017 für Deutsche 93 Pro-
zent und für Ausländer_innen insgesamt 85 Prozent (Kroll 
und Uhly 2018).

Ausbildungsabbrüche kommen je nach Beruf bzw. Branche 
unterschiedlich häufig vor. Sie sind einerseits Ausdruck einer 
unterschiedlichen Qualität der Ausbildungs- und Arbeitsbe-
dingungen in den Ausbildungsbetrieben, andererseits der 
Selektion „schwächerer“ Jugendlicher in diese weniger attrak-
tiven Ausbildungen, bei denen die Konkurrenz im Zugang, 
aber auch die „betrieblichen Haltekräfte“ geringer sind (vgl. 
Brändle et al. 2018). Zu Letzteren gehören auch die im Laufe 
der Ausbildung deutlicher erfahrbar werdenden Übernahme-
chancen – was zur Entmutigung führen kann, wenn sich die 
Ausbildung ohnehin schwierig und belastend gestaltet. Die 
höhere Abbruchquote bei Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund ist also nicht allein auf individuelle und familiale Voraus-
setzungen oder auf einen diskriminierenden Umgang im 
Ausbildungsbetrieb zurückzuführen, sondern auch auf struk-
turelle Faktoren: Ressourcen und Struktureffekte verstärken 
sich hier gegenseitig. Wenn in einem Datensatz beides ausrei-
chend repräsentiert ist, lässt sich kein eigenständiger Effekt 
von Geschlecht oder Staatsangehörigkeit auf die Wahrschein-
lichkeit des Abbruchs mehr nachweisen (Rohrbach-Schmidt 
und Uhly 2015).

Ausbildungsabbrüche, die nicht über kurz oder lang in eine 
andere, schließlich erfolgreich abgeschlossene Ausbildung 
führen, bedeuten auf dem Arbeitsmarkt das Gleiche wie eine 
fehlende Ausbildung. Erwerbsverlaufsanalysen mit Blick auf 
anhaltend prekäre Lebenslagen auf Grundlage des SOEP zei-
gen, dass junge Menschen ohne Berufsausbildung zu mehr 
als 80 Prozent prekär arbeiten – sofern sie überhaupt be-
schäftigt sind – und dass sich diese Situation im Lebensverlauf 
nur wenig verbessert, für Frauen allerdings etwas mehr als für 
Männer (Stuth et al. 2018).

3.7	  „ZWEITE SCHWELLE“ UND BERUF- 
LICHER ERFOLG

Die bei Ausbildungszugang und Ausbildungsabbruch gefun-
denen Muster setzen sich an der sogenannten zweiten 
Schwelle, also beim Übergang von Ausbildung in Beschäfti-
gung, fort. Jugendliche mit Migrationshintergrund (Seibert 
und Solga 2005) bzw. ohne deutsche Staatsangehörigkeit 
(Damelang und Haas 2006a) hatten nach abgeschlossener 
Ausbildung eine geringere Wahrscheinlichkeit, erwerbstätig 
zu sein, und ein höheres Arbeitslosigkeitsrisiko; waren sie be-
schäftigt, handelte es sich oft um eine Teilzeitbeschäftigung. 

Türkeistämmige schnitten von allen betrachteten Herkunfts-
gruppen am ungünstigsten ab (Damelang und Haas 2006b). 
Nichtdeutsche bleiben etwas seltener in Vollzeitbeschäfti-
gung im Ausbildungsbetrieb; deshalb sind sie leicht überpro-
portional bei den „erfolgreichen Betriebswechslern“ sowohl 
in Voll- als auch in Teilzeit anzutreffen, aber auch stark über-
proportional in dem von Arbeitslosigkeit dominierten Erwerbs- 
einstiegstyp, der mit insgesamt 1,4 Prozent der untersuchten 
Fälle jedoch selten ist. 

Im Ganzen sind die Erwerbseinstiegsverläufe jedoch stärker 
nach Geschlecht differenziert als nach Staatsangehörigkeit 
(Brzinsky-Fay et al. 2016). Abgesehen von der Betriebsgröße58 
wurde bei dieser Untersuchung nicht für betriebliche Merk-
male des Ausbildungsbetriebes kontrolliert, so dass man nicht 
weiß, zu welchen Anteilen es sich hier um Selektions- bzw. 
um Struktureffekte handelt: Ziehen Jugendliche mit Migrati-
onshintergrund bei den Übernahmeentscheidungen ihres 
Ausbildungsbetriebs gegenüber Jugendlichen ohne Migrati-
onshintergrund den Kürzeren, oder haben sie zu höheren 
Anteilen ihre Ausbildung von vornherein in Betrieben mit 
niedrigeren Übernahmequoten begonnen?

Einer aktuellen Studie zufolge sind die Übergangsverläufe im 
Kohortenvergleich (1974–1984, 1985–1993, 1994–2003) ins-
gesamt deutlich problematischer geworden (Zunahme vor 
allem von befristeten Beschäftigungsverläufen und von Exklu-
sion aus dem Erwerbsleben), aber die entscheidenden Bedin-
gungsfaktoren hierfür sind der Schulabschluss und die beruf-
liche Bildung der Eltern, nicht der in dieser Untersuchung sehr 
weit bis zur dritten Generation gefasste Migrationshinter-
grund. Jugendliche mit Migrationshintergrund haben häufi-
ger als Jugendliche ohne Migrationshintergrund nur einen 
Hauptschulabschluss und ihre Eltern häufiger gar keinen Ab-
schluss. Im Ergebnis sind Jugendliche mit Migrationshinter-
grund überrepräsentiert im „fragmentierten“ Verlaufstyp so-
wie im Typ der „Exklusion“, der von Ausbildungsabbrüchen, 
Arbeitslosigkeit, Zeiten im Übergangssystem und kurzfristi-
gen Tätigkeiten geprägt ist (Baas und Philipps 2019).

Dass ausländische etwas weniger häufig als deutsche Absol-
vent_innen im Ausbildungsbetrieb bleiben, dürfte wiederum 
erklären, weshalb ihre Einstiegsentlohnung bei den Absolven-
tenkohorten von 2013 und 2014 um 3,9 Prozent niedriger 
ausfiel. Diese „Lohnlücke“ bei ausländischer Staatsangehörig-
keit ist jedoch wiederum geringer als die von Ausbildungsab-
solventinnen – und noch stärker differenzierend wirkt der 
Schulabschluss, vermutlich über die mit unterschiedlichem 
Abschlussniveau erreichbaren unterschiedlich entlohnten 
Ausbildungsberufe (Seibert und Wydra-Somaggio 2017).

58	 Betriebliche Übernahmequoten differieren stark nach Betriebsgröße 
und Branche. Insbesondere im Öffentlichen Dienst sind die Übernahme-
quoten mit 83 Prozent weit über dem Durchschnitt von 60 Prozent (Jan-
sen et al. 2015). Auf die geringe Repräsentanz von Ausländer_innen in 
den öffentlichen Beschäftigungsbereichen wurde oben bereits hinge-
wiesen (vgl. Abbildung 6).
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In allen betrachteten Gruppen war die Erwerbstätigenquote 
derjenigen mit Berufsabschluss höher als derjenigen ohne 
Abschluss, und die Effektstärke dieses Ausbildungsvorteils 
war für alle Gruppen in etwa gleich (Seibert und Solga 2005). 
Ausbildung zahlt sich also für alle aus, gleicht die Chancen 
aber nicht an.

3.8	  ZUSAMMENFASSUNG

Unter der in Deutschland geborenen und aufgewachsenen 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund ist der Anteil ohne 
Berufsausbildung mehr als doppelt so hoch und der Anteil 
mit akademischem Abschluss deutlich geringer als in der Be-
völkerung ohne Migrationshintergrund (vgl. Abbildung 8). 
Anhand von Studien zu den verschiedenen Stufen des Über-
gangs von der Schule in die berufliche Tätigkeit konnte auf-
gezeigt werden, wie es zu dieser für die Platzierung am Arbeits-
markt höchst problematischen Diskrepanz kommt:

	– 	Berufsorientierung: Jugendliche mit Migrations- 
hintergrund sind hinsichtlich ihrer Berufswahl etwas 
unsicherer, und sofern sie bereits einen Wunschberuf 
haben, sind sie unsicherer in Bezug auf die Erreichbarkeit 
dieses Ziels. Ihre Eltern und sie selbst sind über das 
Ausbildungssystem schlechter informiert. Es gibt zahl- 
reiche Programme zur Unterstützung der Berufsorien- 
tierung, aber bisher keinen Nachweis, dass diese die 
ungünstigere Ausgangslage der Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund kompensieren. 

	– Ausbildungszugang: Der Übergangsprozess von der 
Schule in Ausbildung erfolgt bei Jugendlichen mit Migra- 
tionshintergrund langsamer und lässt mehr „unver- 
sorgte“ Bewerber_innen zurück. Das Schulberufssystem 
(vgl. 3.4.1) wirkt in geringem Umfang kompensierend, 
indem es leicht überproportional Nichtdeutsche und 
deutlich überproportional Frauen aufnimmt. Diskriminie- 
rung im Zugang zu Ausbildung oder Arbeit aufgrund der 
Herkunft wurde in experimentellen Settings nachge- 
wiesen, wobei die Stärke dieses Effekts nach Herkunfts- 
gruppe differiert. 

	– Übergangssystem: Die früher dreifach erhöhte Wahr- 
scheinlichkeit ausländischer Jugendlicher, im Übergangs-
system zu landen, hat sich trotz Umkehrung der Angebots- 
Nachfrage-Relation am Ausbildungsmarkt nur auf eine 
2,2-fach erhöhte Wahrscheinlichkeit reduziert. Die Wirkungen 
des Übergangssystems sind unzureichend erforscht; vor 
allem ist unklar, ob es die Chancennachteile von Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund kompensiert oder noch verstärkt. 

	– Ausbildungsabschluss: Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund weisen höhere Abbruchquoten auf, und im Falle 
eines Abbruchs münden sie mit geringerer Wahrschein-
lichkeit in eine alternative Ausbildung ein. Hier wirken 
Struktur- und Ressourceneffekte zusammen: Aufgrund 
der Selektionsmechanismen im Ausbildungszugang 
haben Jugendliche mit Migrationshintergrund ein größ- 
eres Risiko, in Betrieben mit ungünstigeren Ausbildungs-

bedingungen zu landen, und sie sind schlechter darauf 
vorbereitet, damit umzugehen oder ggf. noch einen 
zweiten Anlauf zu unternehmen. 

	– Übergang von Ausbildung in Beschäftigung:  
Die Wahrscheinlichkeit, dass sich an die erfolgreich  
abgeschlossene Ausbildung eine Erwerbstätigkeit 
anschließt, ist für Jugendliche mit Migrationshintergrund 
etwas geringer. Das liegt auch an einer geringeren 
Wahrscheinlichkeit, vom Ausbildungsbetrieb übernommen 
zu werden – wobei nicht geklärt ist, inwieweit es sich  
hier um eine Chancenungleichheit bei der Übernahme- 
entscheidung des Ausbildungsbetriebes handelt oder  
um eine ungleiche Verteilung auf Ausbildungsbetriebe  
mit höheren oder niedrigeren Übernahmequoten. 

	– Einstiegslöhne: Sofern es nach dem Ausbildungsab-
schluss zur Erwerbstätigkeit kommt, sind die Einstiegs- 
löhne von Jugendlichen mit Migrationshintergrund im 
Durchschnitt niedriger, und es handelt sich häufiger um 
eine Teilzeitbeschäftigung. Das dürfte wesentlich damit 
zusammenhängen, dass der Übergang in Erwerbstätig-
keit von Jugendlichen mit Migrationshintergrund  
häufiger einen Betriebswechsel verlangt.

3.9  	MIKROÖKONOMETRISCHE 
FORSCHUNG UND INTEGRATIONSDISKURS

Während in der deskriptiven Betrachtung die Chancenun-
gleichheit aufgrund des Migrationshintergrundes durchgän-
gig hervortritt und in manchen Vergleichen dramatische Aus-
maße zeigt, scheint der Einfluss der Herkunft in vielen 
multivariaten Analysen mit Individualdaten gewissermaßen 
zu verschwinden. Die genannten Unterschiede werden in sta-
tistischen Modellen „erklärbar“ durch die Ausstattung mit kul-
turellem Kapital (einschließlich der Beherrschung der deut-
schen Sprache) und sozialem Kapital sowohl bei den 
Jugendlichen als auch bei ihren Eltern (im Folgenden als „Res-
sourcenvariablen“ zusammengefasst). Derartige Analysen 
sind zur Erhellung von Wirkungsmechanismen unverzichtbar, 
dürfen aber nicht missverstanden werden als Entproblemati-
sierung oder gar Rechtfertigung des Sachverhalts der Polari-
sierung von Erwerbschancen und Lebenslagen.

In methodischer Hinsicht ist darauf zu verweisen, dass das 
„Verschwinden“ des Migrationshintergrundes als in einem 
kausalstatistischen Modell nachweisbare Ursache für ungüns-
tigere Platzierungen lediglich bedeutet, dass sich der Effekt der 
Herkunftsvariable nach etablierten Konventionen über statisti-
sche Irrtumswahrscheinlichkeiten als nicht mehr „signifikant“ 
erweist, wenn eine größere Zahl von Ressourcenvariablen im 
Modell verfügbar ist. Die verbreitete Praxis, statistisch nicht sig-
nifikante Wirkungsmechanismen als quasi nicht existent aus 
der weiteren Erörterung und Interpretation auszuschließen, 
mag im Forschungsgeschäft aus Gründen der Denk-, Argu-
mentations- und Kommunikationsökonomie oft alternativlos 
sein. Doch hat die altehrwürdige American Statistical Associa-
tion kürzlich darauf hingewiesen, dass diese Vorgehensweise 
theoretisch nicht haltbar ist (Wasserstein et al. 2019).
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Der Weg Jugendlicher von der Schule bis in die Erwerbstätig-
keit ist ein vielstufiger Prozess, der letztlich in sehr ungleichen 
Platzierungen entlang des Merkmals „Migrationshintergrund“ 
resultiert. Jedoch basieren nur wenige Studien auf Daten, die 
mehrere Stufen und größere Abschnitte dieser Prozesskette 
abbilden (Brzinsky-Fay et al. 2016; Baas und Philipps 2019). 
Die kausalanalytisch orientierten Studien arbeiten überwie-
gend mit Daten, die jeweils nur einen Übergangsschritt in der 
Prozesskette repräsentieren. Aus experimentellen Studien 
wissen wir, dass Diskriminierung aufgrund der Herkunft bei 
der Auswahl von Bewerber_innen eine nicht dramatisch gro-
ße, aber nachweisbare Rolle spielt. Betriebsinterne Vorgänge 
und Entscheidungen, die sich auf den Ausbildungserfolg aus-
wirken oder die Übernahme nach der Ausbildung betreffen, 
sind dagegen für experimentelle Designs nicht so einfach zu-
gänglich und bisher nicht in dieser Weise untersucht worden. 

Wenn wir annehmen, dass auf den meisten Stufen der Pro-
zesskette von der Schule bis ins Erwerbsleben jeweils auch 
eine „Prise Diskriminierung“ im Spiel ist, dann kommt es zu 
kumulativen Effekten der Herkunft, obwohl diese für einzelne 
Übergangsschritte jeweils statistisch nicht signifikant sind, 
wenn nur genügend „Ressourcenvariablen“ für die Analyse 
zur Verfügung stehen. Dabei wird nicht reflektiert, dass sol-
che Variablen – wie etwa Schulnoten oder das Niveau des 
Schulabschlusses – ihrerseits mit einer „Prise Diskriminierung“ 
zustande gekommen sein könnten, wobei institutionelle Fak-
toren mit diskriminierenden Auswirkungen stärker wirksam 
sein dürften als direkte und individuelle Diskriminierungen 
aufgrund der Herkunft (vgl. Gomolla und Radtke 2009; 
Hummrich 2017). 

Das deutsche Schulsystem setzt traditionell in hohem Maße 
eine Mitwirkung der Eltern an der „Bildungsproduktion“ vor-
aus – auf der individuellen Ebene in Form von Supervision und 
Unterstützung der Kinder bei den Hausaufgaben, auf der ins-
titutionellen Ebene durch den Besuch von Elternabenden, die 
Unterstützung bei Schulveranstaltungen und Klassenfahrten 
sowie als Mitglieder von Elternvereinen, die unter anderem zu-
sätzliche Finanzierungen und Ausweichmöglichkeiten gegen-
über der Schulbürokratie bieten. Wenn Eltern nicht in dieser 
Weise präsent sind, könnte das auf die Einschätzung der Leis-
tungen und insbesondere des Leistungspotenzials ihrer Kinder 
ausstrahlen – umgekehrt werden Lehrkräfte alles tun, um die 
Kinder von Eltern, die ihnen für das Überleben im Schulalltag 
unentbehrlich geworden sind, nicht scheitern zu lassen. Dieser 
Umstand wirkt in erster Linie sozial selektiv; es liegt aber die 
Annahme nahe, dass auch bei gleichem elterlichen Bildungsni-
veau mangelnde Sprachkenntnisse, Unkenntnis über die Er-
wartungen der Schule und eine Scheu zugewanderter Eltern, 
sich in diesen schulnahen sozialen Feldern zu bewegen, zu 
einer zusätzlichen Benachteiligung der Kinder allein aufgrund 
des Migrationshintergrundes führen können.

In der Diskussion über statistisch erklärbare Unterschiede und 
Diskriminierungsvermutungen erhellend ist der Vergleich mit 
den Diskursen zum gender pay gap und gender pension gap: 
Obwohl diese zum größten Teil statistisch „erklärbar“ sind 
durch Unterschiede der Arbeitszeit und des Erwerbsverlaufs 
sowie der Verteilung der Beschäftigten auf Branchen, Berufe 

und Betriebsgrößen, gelten sie inzwischen als nicht mehr ge-
sellschaftlich akzeptabel. Bei den Unterschieden hinsichtlich 
Verdiensten und Qualität der Beschäftigung zwischen „neu-
en“ und „alten“ Bundesländern dagegen gibt man sich bisher 
noch zufrieden mit der Erklärung einer regional unterschiedli-
chen „Produktivität“ (vgl. Belitz et al. 2019). Aber auch hier 
scheint der Punkt nahe, dass derartige Ungleichheiten ent-
lang von offensichtlichen Unterscheidungslinien des Wohnor-
tes (oder eben des Geschlechts, des Alters oder der Herkunft) 
trotz ihrer weitgehenden „objektiven“ Erklärbarkeit gesell-
schaftlich nicht mehr akzeptiert werden und politisch nicht 
mehr verkraftet werden können. Die Entkräftung von Benach-
teiligungsvermutungen durch multivariate Statistik hat nur 
eine begrenzte politische Reichweite.
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4.

HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN:  
FÜNF VORSCHLÄGE FÜR EINE  
BESSERE PRAXIS

Im Folgenden werden fünf Handlungsvorschläge skizziert, 
die machbar sowie an bestehende Diskurse und Reforment-
wicklungen anschlussfähig erscheinen. Die dabei verfolgte 
Perspektive ist ausschließlich, wie institutionelle Strukturen 
und gesellschaftliche Praktiken verändert werden können, da-
mit die Aussicht besteht, dass Chancenunterschiede sich ver-
ringern. Diese Perspektive grenzt sich ausdrücklich ab von 
kulturalisierenden und moralisierenden Ansätzen, die danach 
fragen, wie Menschen mit Migrationshintergrund sich ändern 
müssten oder geändert werden könnten, damit diese besser 
in das Erwerbssystem Deutschlands passen.

4.1  	NACHHOLEN VON BERUFS- 
ABSCHLÜSSEN EINSCHLIESSLICH 
HOCHSCHULABSCHLÜSSEN

Fachkräfteengpässe und zu erwartende Umbrüche in der 
Arbeitswelt haben zu einer starken Intensivierung des Dis-
kurses über lebenslanges Lernen und nachholende berufli-
che Qualifizierungen geführt.59 Hierbei wird unzureichend 
reflektiert, dass es sich bei den potenziellen Adressat_innen 
solcher Angebote zur Förderung der nachholenden berufli-
chen Bildung zu einem hohen und überproportionalen Anteil 
um Zugewanderte handelt. Sie machen einen großen Teil 
der als Helfer_innen Beschäftigten sowie der Arbeitslosen 
ohne (anerkannte) Berufsausbildung aus. Es reicht auch nicht 
aus, „objektive“ Weiterbildungsbedarfe festzustellen, son-
dern man muss diejenigen erreichen, die den Willen und die 
Fähigkeit zur Weiterbildung haben. 

Unter Zugewanderten wird man eher als unter Alteingeses-
senen Menschen finden, deren geistiges Potenzial und deren 
Bildungs- und Aufstiegsaspirationen durch die bisher genos-
sene berufliche Bildung nicht ausgeschöpft sind, weil ihre 
Ausbildungs- und Erwerbsverläufe durch die Migration un-
terbrochen wurden, weil mitgebrachte Berufsqualifikationen 
nicht anerkannt wurden oder weil das Geldverdienen zu-
nächst dringender war als die Qualifizierung (Osiander 2013). 
Dass berufliche Weiterbildung die Arbeitsmarktchancen von 
Migrant_innen verbessert, wurde in der Evaluation nachge-

59	 Vgl. das Ende 2018 in Kraft getretene „Qualifizierungschancengesetz“ 
sowie u. a. DGB 2017; IG Metall Vorstand 2019 und Arbeitskreis Ar-
beitsmarktpolitik 2018.

wiesen (Deeke und Baas 2013). Ob zur Erreichung dieser Ziel-
gruppe spezifische Rahmenbedingungen, Formen der An-
sprache, didaktische Konzepte oder Lernsettings erforderlich 
sind, wird bisher allenfalls im Rahmen von Integrationspolitik, 
aber nicht von Fachkräftepolitik diskutiert.

Unabhängig vom Migrationshintergrund wird es immer einen 
gewissen Anteil von Jugendlichen geben, die den Weg in 
eine Ausbildung zunächst verpassen. Diesen „Spätstartern“ 
(Bundesagentur für Arbeit 2013; Troltsch 2013) muss eine 
zweite oder sogar dritte Chance gegeben werden. Die Bedin-
gungen zum Nachholen von Ausbildungen müssen verbes-
sert werden; für diese – und nur für diese – Fälle sollten auch 
vermehrt Teilausbildungen zugelassen werden, die bei Bedarf 
ebenfalls modularisiert erworben werden können (Arbeits-
kreis Arbeitsmarktpolitik 2018: 94 ff.). Der Zugang zur Exter-
nenprüfung nach Absolvieren aller Module muss gesetzlich 
gesichert werden; die einschlägigen Bestimmungen in §§ 45 
Abs. 2 BBiG und 37 Abs. 2 HWO erwähnen die modulare 
Ausbildung nicht ausdrücklich – und lassen damit den Kam-
mern einen zu großen Entscheidungsspielraum.

Eine zwar nicht quantitativ, aber hinsichtlich der Rahmenbedin-
gungen und Voraussetzungen klar beschreibbare Teilgruppe 
sind die Migrant_innen, die mit einem akademischen Ab-
schluss nach Deutschland gekommen sind, mit dem sie hierzu-
lande keinen Weg in eine berufliche Tätigkeit auf akademi-
schem Niveau finden (Nohl et al. 2010). Zumindest die Jüngeren 
in dieser Gruppe streben oft danach, durch einen deutschen 
Hochschulabschluss ihre Platzierung am Arbeitsmarkt zu ver-
bessern. Indem Inhalte aus dem im Ausland absolvierten Stu-
dium anerkannt werden, kann der deutsche Abschluss unter 
Umständen in einem verkürzten Studiengang erreicht werden 
(Klammer et al. 2018; Geis et al. 2015). 

Häufig stellt sich jedoch die Finanzierung des Studiums als 
Problem heraus: Die Förderung nach dem Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz (BAföG) wird verweigert, weil die 
Antragstellenden bereits über einen – im Herkunftsland be-
rufsqualifizierenden – Abschluss verfügen oder weil der aus 
pragmatischen Gründen gewählte, in möglichst kurzer Zeit 
zum deutschen Abschluss führende Studiengang gegenüber 
dem ursprünglichen als „Fachrichtungswechsel“ gewertet 
wird. Nicht selten wird bei diesen Entscheidungen der Aus- 
bildungsförderungsämter die höchstrichterliche Rechtspre-
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chung zu diesen Fragen missachtet (Graevskaia et al. 2018). 
Eine Novellierung des BAföG, die die Studienförderung öffnet 
für – migrationsbedingt oder aus anderen Gründen – vom 
Standardmuster abweichende Bildungs- und Erwerbsver- 
läufe, wäre folglich ein Beitrag zur Erwerbsintegration ent-
sprechend den Bildungsfähigkeiten und -wünschen aller Teile 
der Bevölkerung. Eine solche Öffnung wurde aber bei der 
jüngsten Novellierung des BAföG wieder einmal versäumt 
(vgl. Borgwardt 2019; Knuth 2019a).60 

4.2	  DIVERSITY BEI ÖFFENTLICHEN 
ARBEITGEBERN

Wenn chancengleiche Teilhabe für alle Gruppen der Bevölke-
rung ein politisches Ziel ist, sollte man erwarten, dass „der 
Staat“ in seinen vielfältigen Erscheinungsformen dabei mit 
gutem Beispiel vorangeht. In der Gleichstellungspolitik ent-
lang der Dimension „Gender“ hat er es getan und damit Aus-
strahlungen in das Erwerbssystem und die Gesellschaft insge-
samt erreicht. In der Dimension der Herkunft ist das bisher 
völlig anders.

Ausländer_innen sind, wie oben gezeigt (Abbildung 6), bei 
öffentlichen Arbeitgebern dramatisch unterrepräsentiert, und 
für Deutsche mit Migrationshintergrund ist es nicht viel bes-
ser.61 Anstrengungen zur verstärkten Gewinnung von Perso-
nal mit „Migrationshintergrund“ gibt es immer nur dann, 
wenn die Herkunft in besonderer Weise nützlich erscheint, 
etwa um migrantische Zielgruppen besser zu erreichen bzw. –  
im Falle der Polizei – zu kontrollieren. Schon der Diversity-Dis-
kurs als solcher enthält immer unterschwellig auch den As-
pekt der Nützlichkeit. Dass die Chance der Beschäftigung bei 
einem öffentlichen Arbeitgeber ein von Staatsangehörigkeit 
und Herkunft unabhängiges Teilhaberecht aller zur Erwerbs-
tätigkeit in Deutschland berechtigten Menschen sein könnte, 
dass eine angemessene Repräsentanz der Bevölkerung mit 
Migrationshintergrund Verfassungsrang haben könnte, dass 
eine Vorreiterfunktion öffentlicher Arbeitgeber beim Anbie-
ten „guter Arbeit“ für Zugewanderte und ihre Nachkommen 
Teil einer gesellschaftspolitischen Integrationsstrategie sein 
könnte – das alles kommt im öffentlichen Diskurs nicht vor. 
Integrationspolitik ist in Deutschland zu großen Teilen ledig-
lich Förder-, Appell- und Diskurspolitik des Staates in die Ge-
sellschaft hinein, aber nicht integraler Bestandteil öffentlicher 
Personalpolitik.

Wenn man diese Fragen mit öffentlichen Arbeitgebern disku-
tiert, begegnet man in etwa der folgenden Argumentations-
struktur: Wir behandeln alle gleich – ausschlaggebend ist für 
uns allein die Qualifikation – Diskriminierung darf es weder in 
der einen noch der anderen Richtung geben – wir haben zu 
wenige Bewerbungen von Personen mit Migrationshinter- 

60	 Einen Reformvorschlag, der die Altersgrenzen des bestehenden BAföG 
aufhebt sowie Teilzeitweiterbildungen und Zweitstudien ermöglicht 
und damit einige der hier benannten Defizite anspricht, hat die Fried-
rich-Ebert-Stiftung jüngst in einer Studie unterbreitet (Cordes und Doh-
men 2019).

61	 Siehe Fußnote 16.

grund – dass die Zusammensetzung unseres Personalkörpers 
die Zusammensetzung der Bevölkerung nicht spiegelt, ist be-
dauerlich, aber nicht von uns zu verantworten (vgl. Knuth 
2010: 135 ff.; Baumann et al. 2019). Verbale Selbstverpflich-
tungen wie die Unterzeichnung der „Charta der Vielfalt“ 
(Charta der Vielfalt o. J.) durch viele öffentliche Arbeitgeber 
haben offenbar nichts Wesentliches geändert. Daher sollten 
die konkreten Entscheidungsprozesse und -abläufe in der 
Personalpolitik öffentlicher Arbeitgeber untersucht und Vor-
schläge operativer Art entwickelt werden, wie eine stärkere 
Teilhabe von Migrant_innen an öffentlicher Beschäftigung 
auf allen Funktionsebenen sicherzustellen ist.

4.3	  ANONYMISIERENDE  
BEWERBUNGSPLATTFORM FÜR ARBEITS- 
UND AUSBILDUNGSPLÄTZE

Soweit Diskriminierung zur ungünstigeren Platzierung von 
Menschen mit Migrationshintergrund auf dem Ausbildungs-  
und Arbeitsmarkt beiträgt, dürfte es sich zu einem relevanten 
Teil um unbeabsichtigte Wirkungen von Annahmen und Vor-
urteilsstrukturen in Prozessen der Vorauswahl handeln. Da 
werden Bewerbungen nach nicht formalisierten Kriterien vor-
sortiert; man reagiert auf eine einzelne Initiativbewerbung – 
oder eben nicht. Diese sogenannte „statistische“ Diskriminie-
rung – man schließt von der Zuordnung zu einer Gruppe auf 
das individuelle Leistungspotenzial – lässt sich durch verän-
derte Auswahlverfahren verringern. Die bewusste Diskrimi-
nierung aufgrund von Präferenzen, die sich gegen bestimmte 
Gruppen richten, lässt sich dagegen zwar im – eher seltenen 
– Fall der Nachweisbarkeit mit Schadensersatzforderungen 
nach dem Allgemeinen Diskriminierungsgesetz „bestrafen“, 
aber dadurch wird die betroffene Person nicht eingestellt. 
Wirksam abstellen lässt sich Diskriminierung also eher dort, 
wo sie von den Akteur_innen nicht bewusst und hartnäckig 
gewollt wird – und eher durch das Angebot einer modernen 
und nachahmenswerten Praxis als durch Vorwürfe.

Deshalb sollte die Antidiskriminierungsstelle des Bundes im 
Zusammenwirken mit der Integrationsbeauftragten des Bun-
des, den Spitzenorganisationen der Kammern und evtl. in  
Kooperation mit der Bundesagentur für Arbeit eine Inter-
net-Plattform für anonymisierte Bewerbungen auf Aus- 
bildungs- und Arbeitsstellen entwickeln, bereitstellen und be-
werben.62 Sofern die Bundesagentur beteiligt ist, sollte ein 
solches Angebot mit den Stellenbörsen flexibel verknüpft 
sein, das heißt zum Beispiel, dass hier bereits eingepflegte 
Daten verwendet werden können, aber umgekehrt sollte die 
Nutzung des Angebots auch unabhängig davon möglich 
sein, ob Stellen bzw. Bewerber_innen bei der Bundesagentur 
gemeldet sind. Arbeitgeber_innen und Ausbildungsbetriebe  
 

62	 Zur Grundidee vgl. Schneider et al. 2014, dort allerdings noch mit der 
Vorstellung lokaler Lösungen und einer Verbreitung der Software per 
kostenlos verteilter CD. Eine Plattform-Lösung ist dem heutigen Stand 
der Technik angemessener, weil Verbesserungen und Weiterentwick-
lungen dadurch viel schneller Verbreitung finden. Zu den Vor- und 
Nachteilen verschiedener Anonymisierungsverfahren vgl. Krause et al. 
2012.
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könnten ihre Stellenangebote mit dem Hinweis versehen, 
dass Bewerbungen nur elektronisch über die Plattform erfol-
gen sollen. Die Unternehmen würden zunächst lediglich auf 
solche Bewerberangaben zugreifen können, aus denen keine 
direkten Rückschlüsse auf Herkunft, Geschlecht und Alter zu 
ziehen sind. Intelligente Software müsste auf hochgeladenen 
Dokumenten Fotos, Namens- und Adressangaben einschließ-
lich Ortsnamen erkennen und diese für die erste Auswahlstu-
fe unsichtbar machen. 

Die Arbeitgeber_innen treffen also ihre Vorauswahl aus-
schließlich aufgrund herkunftsneutraler Merkmale, wobei Fil-
ter oder Algorithmen für eine Entscheidungsunterstützung 
zur Verfügung stehen. Erst im zweiten Schritt würden die 
Unternehmen Zugriff erhalten auf die identifizierenden Da-
ten, um die Bewerber_innen der Vorauswahl zu kontaktieren. 
Ein solches Verfahren hätte das Potenzial, nicht nur Diskrimi-
nierungen aufgrund der Herkunft, sondern auch aufgrund 
des Geschlechts (vgl. Erlandsson 2019) sowie – vermutlich in 
geringerem Umfang – aufgrund des Alters zu reduzieren. 
Denn nach einmal getroffener Vorauswahl müsste der Aus-
schluss „unerwünschter“ Personen bewusst entschieden und 
– sofern mehrere Personen an solch einem Verfahren betei-
ligt sind – auch kommuniziert werden und könnte nicht mehr 
in einer unüberschaubaren Zahl von Bewerbungen verborgen 
werden. Das schließt natürlich nicht aus, dass Personen auf-
grund ihrer persönlichen Merkmale im zweiten Schritt (Kon-
taktaufnahme) oder nach dem Vorstellungsgespräch dann 
doch ausgeschlossen werden.

Gegenüber privaten Arbeitgeber_innen kann eine solche Be-
werbungsplattform wohl nur ein freiwillig zu nutzendes An-
gebot sein, da der Versuch, eine gesetzliche Verpflichtung 
einzuführen, Widerstände auslösen und die Akzeptanz eher 
verringern würde. Vor dem Hintergrund der geringen Be-
schäftigungsquoten von Personen mit Migrationshintergrund 
bei öffentlichen Arbeitgebern würde es sich jedoch ohnehin 
anbieten, dass der öffentliche Bereich hier vorangeht. Die Ent-
wicklung einer entsprechenden Plattform könnte eingebettet 
sein in laufende Bestrebungen, das E-Government voranzu-
bringen, wäre also als Bestandteil der digitalen Agenda posi-
tiv zu besetzen. Es müsste sich um eine Bundesinitiative han-
deln, damit es nicht zur Zersplitterung konkurrierender 
Systeme kommt. Der Bund müsste sich gesetzlich verpflich-
ten, diese Plattform zu nutzen; Länder und Kommunen könn-
ten nachziehen. 

Ungeachtet der Frage, ob es rechtlich überhaupt möglich 
wäre, Länder und Kommunen per Bundesgesetz zur Nut-
zung eines solchen Verfahrens zu verpflichten, erscheinen 
die Selbstverpflichtung und die dafür in Parlamenten aller 
Ebenen zu führenden Debatten über bestehende Mechanis-
men mit diskriminierender Wirkung der politisch wirksamere 
Weg. Statt Widerstand gegen ein „von oben“ aufgezwunge-
nes Verfahren könnte es zu einem Wettlauf der Gebietskör-
perschaften kommen, bei der Verhinderung von Diskriminie-
rung nicht zurückzustehen. Damit würde über den 
begrenzten technischen Fortschritt hinaus, den eine solche 
Plattform bringen kann, ein Diskurs über die Rolle öffentli-

cher Arbeitgeber bei der Schaffung gleicher Teilhabechan-
cen angestoßen.

4.4	  SPRACHPOLITIK

Die Einstellungschancen ausländischer Bewerber_innen hän-
gen von nichts so sehr ab wie von ihren deutschen Sprach-
kenntnissen (Mergener und Maier 2018; Geis-Thöne 2019). 
Im öffentlichen Diskurs zu Sprachproblemen im Zusammen-
hang mit der Migration dominiert die bisweilen moralisch 
aufgeladene Forderung nach dem Erlernen der deutschen 
Sprache als der von neu Ankommenden vorrangig zu erbrin-
genden Integrationsleistung. Weniger wird thematisiert, dass 
der Zugang zu Integrationskursen nach Herkunftsland und 
Aufenthaltsstatus segmentiert ist, dass auch viele Berechtig-
te/Verpflichtete lange auf den Beginn ihres Kurses warten 
müssen und dass die Erfolgsquote dieser Kurse niedrig und in 
der Tendenz abnehmend ist (Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge 2019).63 Da die Wirksamkeit der Sprachförderung 
– insbesondere der beruflichen – für die Arbeitsmarktintegra-
tion erwiesen ist (Lang 2018), zahlen sich Investitionen in die-
sem Bereich doppelt aus: als Ersparnis von Sozialleistungen 
und als Erhöhung der Wirtschaftsleistung des Landes.

Für junge Erwachsene ohne adäquaten Schulabschluss gäbe 
es aber noch einen anderen Weg als den über Integrations-  
und berufliche Sprachkurse. Für sie bietet der Besuch einer 
allgemeinbildenden Schule nicht nur die Chance eines Ab-
schlusses, sondern auch des Spracherwerbs durch ein länge-
res Eintauchen in ein deutschsprachiges Umfeld. Das dürfte 
dem Lernsetting in einem Integrationskurs in aller Regel über-
legen sein. Doch gilt in manchen Bundesländern – etwa in 
Nordrhein-Westfalen – nach wie vor der Grundsatz, dass das 
Recht auf den Schulbesuch mit der Schulpflicht endet, sofern 
nicht die Sekundarstufe II oder eine in den Berufskollegs an-
gesiedelte arbeitsmarktpolitische Maßnahme besucht wird. 
Dadurch werden Integrationschancen vertan. Dass in NRW 
nun vier Jahre nach dem Anstieg der Flüchtlingszahlen über 
die Öffnung der Schulen nachgedacht wird, zeigt, wie unend-
lich langsam die mittlere Ebene staatlicher Verwaltung auf 
aktuelle gesellschaftliche Herausforderungen reagiert.

Ein angemessener Umgang mit Sprachdifferenzen ist keine 
ausschließliche Bringschuld der neu Ankommenden. Für 
Menschen, die eine Zweitsprache im Erwachsenenalter ler-
nen, ist die vollständige sprachliche Assimilation in den aller-
meisten Fällen ein unerreichbares Ziel. Wer von den alteinge-
sessenen Deutschen beherrscht denn eine Fremdsprache so 
perfekt, dass sie oder er in den Ländern, in denen diese Spra-
che gesprochen wird, nicht als Ausländer_in erkennbar ist? 
Eingewanderte machen bei uns diese Erfahrung: Egal, wie 
sehr sie sich anstrengen, ihr Deutsch ist immer zu schlecht; 
selbst wenn es höflicherweise gelobt wird, werden ihre Argu-

63	 Hier besteht offensichtlich Verbesserungsbedarf; da eine rigorose 
Evaluation der Integrationskurse noch auf sich warten lässt (vgl. Bundes-
regierung 2019), ist hier derzeit nicht mehr zu sagen als das, was die Be-
auftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integra-
tion (2016: 73 ff.) schon vor Jahren angemahnt hat.
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mente weniger ernst genommen, und ihre berufliche Kom-
petenz wird weniger wertgeschätzt.64 Zur Erinnerung: Wir 
reden hier über derzeit elf Prozent der Bevölkerung, die in  
einem Alter über 18 Jahre selbst gewandert sind (vgl. Abbil-
dung 9) – Tendenz steigend.

Wenn wir Ja sagen zur Einwanderung, müssen wir auch Ja 
sagen zur Diversität der Sprachperformanz – nicht als etwas 
positiv Anzustrebendes, aber als etwas unvermeidlich Hinzu-
nehmendes. Der Umgang mit normabweichender Sprach-
performanz ist ein wesentlicher Bestandteil von Diversitätspo-
litik und diskriminierungsfreiem Umgang miteinander. Wir 
müssen uns im Umgang mit Eingewanderten immer wieder 
fragen: Ist das, was hier gerade gesagt wird, wirklich weniger 
richtig und kompetent als das Argument des Vorredners 
ohne Migrationshintergrund – oder erscheint mir das nur so 
aufgrund des sprachlichen Ausdrucks? 

Die Geschlechterforschung hat herausgearbeitet, wie Diskus-
sionsbeiträge von Frauen allein schon aufgrund der höheren 
Stimmlage weniger ernst genommen werden. Diese Effekte 
lassen sich nicht „wegregulieren“, aber sie lassen sich verrin-
gern, indem man sie thematisiert und reflektiert. Ziel wäre ein 
diversitätsbewusstes Miteinander, das nicht nur das Anderssein 
als solches in Rechnung stellt, sondern auch die eigenen Re-
aktionen auf Anderssein und Anderssprechen bewusst und 
damit zumindest teilweise kontrollierbar macht.

4.5	  BERUFSORIENTIERUNG

Jugendliche bei ihrer Berufsorientierung zu unterstützen ist 
angesichts der komplexer und abstrakter werdenden Arbeits-
welt eine Notwendigkeit. Wie oben erläutert, ist der Bedarf 
bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund noch größer, da 
das Familienumfeld oft weniger zur Orientierung beitragen 
kann. Bisher konnte allerdings nur ganz vereinzelt gezeigt 
werden, dass die Berufsorientierung kompensierend auf 
Chancenunterschiede wirkt. Die vorhandenen Ansätze soll-
ten in dieser Hinsicht überprüft und weiterentwickelt werden. 
Offenbar kommt der unmittelbaren Anschauung durch Be-
triebsbesuche und Praktika eine besonders wirksame Orien-
tierungsfunktion zu. Daher sollte diese Komponente gestärkt 
werden – wobei die Lehrkräfte durch entsprechende Organi-
sation davon entlastet werden sollten, selbst Betriebskontak-
te herzustellen.

Der Erfahrungsaustausch unter den sehr unterschiedlich auf-
gestellten Jugendberufsagenturen sollte intensiviert und fi-
nanzielle Hürden ihrer Weiterentwicklung sollten verringert 
werden. Wenn beispielsweise die Zusammenführung von 
Angeboten der Beteiligten unter einem Dach nur durch einen 
Neubau zu realisieren ist (vgl. Krupop 2019), könnte man sol-
che Baumaßnahmen durch einen Bundeszuschuss unter der 

64	 Hansen (2013) hat gezeigt, dass ein türkischer Akzent zu einer niedri-
geren Kompetenzeinschätzung führt. Man wird davon ausgehen müs-
sen, dass die ungünstigere Platzierung von Zugewanderten am Arbeits-
markt bei gleichen Ressourcen u. a. mit unbewusster Diskriminierung 
aufgrund der Sprachperformanz zusammenhängt.

Voraussetzung fördern, dass im Förderantrag überzeugend 
dargelegt wird, wie die Anwesenheit der Fachkräfte verschie-
dener Institutionen in einem Gebäude für integrierte Abläufe 
und koordiniertes strategisches Handeln genutzt werden soll.
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Trotz anhaltend hoher Nachfrage nach Arbeitskräften ist der 
deutsche Arbeitsmarkt für Einwandernde ein schwieriger  
Arbeitsmarkt geblieben. Ausländer_innen haben von der an-
haltenden hohen Nachfrage nach Arbeitskräften nicht im 
gleichen Maße profitiert wie Deutsche. So hat sich ihre relativ 
ungünstigere Positionierung am Arbeitsmarkt in mehreren 
betrachteten Dimensionen verstärkt, sich nur in wenigen  
verbessert und sich von der Entwicklung in der Gesamtheit 
der EU-15-Länder in Richtung einer stärkeren Benachteili-
gung entfernt. Bei der Bewertung dieses Sachverhalts ist in 
Rechnung zu stellen, dass ein Teil der Ausländer_innen als 
gerade erst Neueingewanderte schon allein aufgrund der 
geringeren Aufenthalts- und Beschäftigungszeit nicht die 
gleichen Positionen einnehmen können wie in Deutschland 
Geborene.

Beschäftigte Ausländer_innen verteilen sich sehr ungleich-
mäßig über die Branchen, was zu Unterschieden in der Be-
schäftigungsqualität und in der Entlohnung beiträgt: Den 
höchsten Ausländeranteil weist die Arbeitnehmerüberlas-
sung auf, den niedrigsten die öffentliche Verwaltung. Im 
Gruppenvergleich der Vollzeitentgelte ist der Rückstand von 
Ausländer_innen gegenüber Deutschen in den letzten Jah-
ren gewachsen und hat die Ost-West-Differenz überholt. Die 
Entgeltunterschiede lassen sich statistisch nicht vollständig 
durch individuelle und strukturelle Faktoren erklären – es 
bleibt ein unerklärter Rest, der darauf hindeutet, dass das 
Humankapital von Ausländer_innen systematisch unterbe-
wertet wird. Berufliche Qualifikationen werden am Arbeits-
markt nur honoriert, wenn sie zertifiziert sind; ausländische 
Abschlüsse sind mehr oder weniger wertlos, solange sie 
nicht formell anerkannt sind; deutsche Abschlüsse und in 
Deutschland gemachte Arbeitserfahrungen zählen allemal 
mehr als im Ausland erworbene Qualifikationen.

Zugewanderte sind nicht nur von der Abwertung beruflicher 
Qualifikationen betroffen: Ihre Positionierungsprobleme auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt hängen auch damit zusammen, 
dass es in den meisten Herkunftsländern kein elaboriertes Sys-
tem nichtakademischer Berufsausbildungen gibt und folglich 
diese in Deutschland so wichtigen mittleren Abschlüsse nur 
von wenigen mitgebracht werden können. Berufserfahrungen 
ohne Abschluss werden nicht im gleichen Maße honoriert, so 
dass es hinsichtlich der beruflichen Positionen im Vergleich zur 
einstigen Position im Herkunftsland zu Abstiegen kommt. 

Doch warum weist die Gruppe der in Deutschland aufge-
wachsenen Nachkommen von Eingewanderten ebenfalls 
eine deutlich ungünstigere Zusammensetzung nach dem 
beruflichen Qualifikationsniveau auf als die Deutschen ohne 
Migrationshintergrund? Das Kapitel 3 verfolgt diese Frage 
über die verschiedenen Stufen der Prozesskette von den 
Ausbildungsaspirationen bis zur Positionierung im Arbeits-
markt nach der Ausbildung. Das Ergebnis lässt sich so zu-
sammenfassen: Die auf den einzelnen Stufen feststellbaren 
Benachteiligungen weisen überwiegend eher geringe Grö-
ßenordnungen auf, aber kumulieren sich im Ergebnis zu er-
heblichen Chancen- und Positionsdifferenzen. 

Experimentelle Forschungsdesigns, die die Reaktionen von 
Arbeitgeber_innen auf Bewerbungen um Praktikums-, Aus-
bildungs- und Arbeitsstellen simulieren, deuten darauf hin, 
dass Diskriminierung aufgrund der Herkunft beim Zustan-
dekommen dieser Positionsunterschiede eine Rolle spielt. 
Ebenfalls bedeutsam für Ausbildungserfolg und Übergang 
in Beschäftigung sind strukturelle Effekte: Jugendliche mit 
Mi-grationshintergrund absolvieren ihre Ausbildungen zu 
höheren Anteilen als die übrigen Jugendlichen in Betrieben 
mit schlechteren Ausbildungsbedingungen, höheren Ab-
bruchquoten sowie geringeren Übernahmechancen – und 
geraten so in Erwerbsverläufe mit höherem Beschäfti-
gungsrisiko und geringeren Verdienstmöglichkeiten. Beide 
Effekte müssen zusammengedacht werden: Diskriminie-
rung kann dazu beitragen, Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund in ungünstigere betriebliche Strukturen abzu- 
drängen.

Schließlich werden fünf Vorschläge für eine bessere gesell-
schaftliche Praxis skizziert:

1.	 Die Bedingungen für das Nachholen von beruflichen und 
akademischen Abschlüssen müssen verbessert werden.
Auch muss der Umstand, dass die Zielgruppe der alle 
paar Jahre erneut angekündigten „Qualifizierungsoffensi-
ven“ weit überproportional aus Migrant_innen besteht , 
berücksichtigt werden. 

2.	 Öffentliche und überwiegend öffentlich finanzierte Ar- 
beitgeber sollten Menschen mit Migrationshintergrund 
mindestens entsprechend ihrem Anteil an der Erwerbs- 
bevölkerung beschäftigen und Vorreiter werden für eine 

5.

FAZIT
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Gleichstellungspolitik entlang von Unterscheidungslinien 
der Herkunft. 

3.	 Zur Verringerung von Diskriminierungseffekten in 
Bewerbungsverfahren für Ausbildungs- und Arbeits- 
stellen sollte eine für die Nutzer_innen kostenlose, 
anonymisierende Bewerbungsplattform in öffentlicher 
Trägerschaft entwickelt und betrieben werden. 

4.	 Eine wesentliche und von der Mehrheitsgesellschaft der 
schon länger Ansässigen zu leistende Integrationsauf- 
gabe besteht darin, einen diskriminierungsfreien 
Umgang mit der Vielfalt der deutschen Sprachperfor-
manz bei Menschen, die im Erwachsenenalter 
zugewandert sind, zu erlernen und zu praktizieren. 

5.	 Die Berufsorientierung von Jugendlichen muss weiter- 
entwickelt werden unter der Perspektive, wie Nachteile 
aufgrund des Geschlechts sowie aufgrund der sozialen 
und ethnischen Herkunft kompensiert werden können.
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Was uns zusammenhält 
Wie erreichen wir mehr Teilhabechancen  
bei Ausbildung und Beschäftigung?
Erwerbsarbeit ist in Arbeitsgesellschaften zentral für die Zuweisung sozialer Positionen. 
Wenn diese Positionierungen entlang allgemein wahrgenommener Unterscheidungs-
linien des Geschlechts, der Herkunft, der Region oder des Alters deutlich auseinander-
klaffen, wird dies als ungerecht wahrgenommen, was den Zusammenhalt einer Gesell-
schaft gefährden kann.

Analysiert man nun die Zugangs- und Teilhabechancen auf dem Arbeits- und Ausbil-
dungsmarkt in Deutschland, kristallisieren sich schnell mehrere Scheidelinien heraus, 
die die Chancen eines Individuums unterschiedlich beeinflussen können. Mittlerweile 
ganz zentral ist die Frage, ob eine Person im Ausland geboren wurde bzw. einen soge-
nannten Migrationshintergrund hat oder ihr dieser auch nur zugeschrieben wird. Insbe-
sondere für Zugewanderte der ersten Generation sind die Wege in den deutschen 
Arbeitsmarkt und ins Ausbildungssytem vergleichsweise schwierig zu finden und zu 
gehen. Aber auch nachfolgende Generationen sehen sich gegenüber vergleichbaren 
Personen ohne Migrationshintergrund mit einer oft schwierigeren Ausgangssituation 
konfrontiert. 

Die vorliegende Studie gibt einen Überblick darüber, wie Teilhabechancen bei Ausbil-
dung und Beschäftigung derzeit verteilt sind und welche strukturellen Herausforderun-
gen sich stellen, soll mehr Teilhabegerechtigkeit erreicht werden. Der Schwerpunkt der 
Studie liegt dabei auf der Bevölkerungsgruppe mit Einwanderungsgeschichte. Auf die-
ser analytischen Grundlage formuliert die Studie konkrete politische Handlungsemp-
fehlungen.
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Arbeit und Qualifikation (IAQ) der Universität Duisburg-Essen diesem weiterhin als Research Fellow 
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beitsmarktpolitik, international vergleichende Sozialpolitik sowie die Erwerbstätigkeit von Älteren und 
von Personen mit Migrationshintergrund.
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